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Anwesende: 
Vorsitzender:  Bürgermeister Dipl.-Päd. Reinhold Flörl, BA 
Gemeinderäte: Bürgermeister-Stellvertreterin Maria-Elisabeth Dünser, Adam Aigner, 

Martin Dagn, Daniel Dax, Michael Fahringer, Andreas Heim, Kathrin 
Keiler, Johann Knoll, Johann Koch, Peter Landmann, Alexander 
Lechthaler, Gabriele Pertl,  

 
Entschuldigt: Christian Mühlberger, Viktoria Mühlberger, Emanuel Daxer, Hans-Peter 

Schwentner 
Ersatz:  Nadine Dagn, MSc (Ersatz für Viktoria Mühlberger) 
  Rudolf Raubinger (Ersatz für Christian Mühlberger) 
  Maria Fahringer (Ersatz für Emanuel Daxer) 
 Bettina Aufhammer-Straif (Ersatz für Hans-Peter Schwentner) 
 
Beginn: 19:30 Uhr Ende: 21:20 Uhr 
 
Ort: Sitzungszimmer des Gemeindeamtes Kössen,  

Dorf 14, 6345 Kössen 
 
Schriftführer:  Dr. Bernhard Penz  
 
 

Tagesordnung 
1. Genehmigung der Niederschrift der 29. Gemeinderatssitzung vom 26.03.2025. 
 
2. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Änderung des 

Flächenwidmungsplans im Bereich der Gst.Nr. 7/1, 140/2 und 142/1, KG 82109 Kössen, (Sötz 
und Dürnberger) und Beschlussfassung über die diesem Entwurf entsprechende Änderung des 
Flächenwidmungsplans. 

 
3. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Änderung des 

Flächenwidmungsplans im Bereich der Gst.Nr. 918, KG 82109 Kössen, (Schwentner) und 
Beschlussfassung über die diesem Entwurf entsprechende Änderung des 
Flächenwidmungsplans. 

 

Niederschrift 

 

30. Gemeinderatssitzung  
07.05.2025 

Bezirk Kitzbühel | A-6345 Kössen | Dorf 14 
Sachbearbeiter: Dr. Bernhard Penz 

T (05375) 6201-10 | F (05375) 6201 – 29 
amtsleitung@koessen.gv.at 
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4. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Änderung eines 

Bebauungsplans mit ergänzendem Bebauungsplan im Bereich der Gst.Nr. 1/1, KG 82109 Kössen, 
(Schuster, Jöchl und Pohl) und gleichzeitige Beschlussfassung über die Änderung dieses 
Bebauungsplans mit ergänzendem Bebauungsplan. 

 
5. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Änderung eines 

Bebauungsplans im Bereich der Gst.Nr. 2338/3 und 2338/4, KG 82109 Kössen, (Gassner und 
Zangerle) und gleichzeitige Beschlussfassung über die Änderung dieses Bebauungsplans. 

 
6. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung der zweiten Fortschreibung des örtlichen 

Raumordnungskonzepts samt Schlussbericht zur SUP der Gemeinde Kössen. 
 
7. Beratung und Beschlussfassung über die Festsetzung der Tarife für das  

Kinderbetreuungsjahr 2025/2026.  
 
8. Beratung und Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Kinderspielplatz-

verordnung 2021 und Neuerlassung der Kinderspielplatzverordnung 2025. 
 
9. Beratung und Beschlussfassung über die Erteilung der Zustimmung für den  

(a) Abschluss einer Vereinbarung gemäß § 129 Abs. 2 TGO 2001 und (b) Erlassung einer Satzung 
gemäß § 129 Abs. 4 TGO 2001 hinsichtlich des Gemeindeverbandes „Abfallwirtschaftsverband 
Bezirk Kitzbühel“.  

 
10. Berichte des Bürgermeisters, der Ausschussobleute und der ReferentInnen. 
 
11. Anträge, Anfragen und Allfälliges. 

 

 
Verlauf:  
 
Der Bürgermeister begrüßt die Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die 
Sitzung.  
 
Neu angelobt wird das Gemeinderat-Ersatzmitglied Bettina Aufhammer-Straif. 
 
Der Bürgermeister teilt mit, dass nach der Kundmachung der Tagesordnung für die 30. GR-Sitzung 
zusätzlich zu thematisierende Angelegenheiten eingelangt sind bzw. sich neue Sachverhaltselemente 
ergeben haben. Dazu liegen ausreichende Informationen und Unterlagen vor, sodass im Rahmen 
dieser GR-Sitzung eine Befassung mit nachfolgenden Tagesordnungspunkten erfolgen kann. 
 
Diese Tagesordnungspunkte lauten wie folgt: 
 

 Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Änderung des 
Flächenwidmungsplans im Bereich der Gst.Nr. 2775/1, KG 82109 Kössen, (Achhorner) und 
Beschlussfassung über die diesem Entwurf entsprechende Änderung des 
Flächenwidmungsplans. 

 
 Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Änderung und 

Erlassung eines Bebauungsplans im Bereich der Gst.Nr. .132 und 2775/1, KG 82109 
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Kössen, (Achhorner) und gleichzeitige Beschlussfassung über die Änderung und Erlassung 
dieses Bebauungsplans. 

 
 Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Erlassung eines 

Bebauungsplans im Bereich der Gst.Nr. 421/7, KG 82109 Kössen, (Görnandt) und 
gleichzeitige Beschlussfassung über die Erlassung dieses Bebauungsplans. 

 
Da diese Verhandlungsgegenstände nicht auf der bekannt gegebenen Tagesordnung angeführt sind, 
darf nach § 35 Abs 3 TGO 2001 nur abgestimmt werden, wenn diesen der Gemeinderat mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder die Dringlichkeit zuerkennt. 
Der Bürgermeister bittet um Abstimmung über die Aufnahme dieser Verhandlungsgegenstände als 
Tagesordnungspunkt 3a. (Änderung des Flächenwidmungsplans im Bereich der Gst.Nr. 2775/1,  
KG 82109 Kössen), Tagesordnungspunkt 3b. (Änderung und Erlassung eines Bebauungsplans im 
Bereich der Gst.Nr. .132 und 2775/1, KG 82109 Kössen) sowie Tagesordnungspunkt 3c. (Erlassung 
eines Bebauungsplans im Bereich der Gst.Nr. 421/7, KG 82109 Kössen) und beschließt der 
Gemeinderat mit 17:0 Stimmen, dass diese Verhandlungsgegenstände als Tagesordnungspunkt 3a. 
(Änderung des Flächenwidmungsplans im Bereich der Gst.Nr. 2775/1, KG 82109 Kössen), 
Tagesordnungspunkt 3b. (Änderung und Erlassung eines Bebauungsplans im Bereich der Gst.Nr. .132 
und 2775/1, KG 82109 Kössen) sowie Tagesordnungspunkt 3c. (Erlassung eines Bebauungsplans im 
Bereich der Gst.Nr. 421/7, KG 82109 Kössen) in die bestehende Tagesordnung aufgenommen 
werden. 
 
 
 
1. Genehmigung der Niederschrift der 29. Gemeinderatssitzung vom 26.03.2025. 

 
Die Niederschrift der 29. Gemeinderatssitzung vom 26.03.2025 wird mit 17:0 Stimmen 
genehmigt. 
 
 
 

2. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Änderung des 
Flächenwidmungsplans im Bereich der Gst.Nr. 7/1, 140/2 und 142/1, KG 82109 Kössen, (Sötz 
und Dürnberger) und Beschlussfassung über die diesem Entwurf entsprechende Änderung des 
Flächenwidmungsplans. 
 
Die Gemeinde Kössen beabsichtigt die Durchführung einer Widmungsänderung im Bereich der 
Gst.Nr. 7/1, 140/2, 142/1, KG 82109 Kössen. Die Widmung dient der Schaffung eines Bauplatzes 
mit einheitlicher Widmung sowie der nötigen Grenzabstände unter Berücksichtigung des 
Baubestandes. Die Widmungsfläche weist eine Gesamtfläche von ca. 68 m² auf. 
 
Für die Gemeinde Kössen besteht ein Örtliches Raumordnungskonzept in Rechtskraft. Der 
Planungsbereich ist derzeit zum Teil als forstwirtschaftliche Freihaltefläche (FF) bzw. zum 
überwiegenden Teil als unbebauter baulicher Entwicklungsbereich mit Signatur W 2, Zeitzone Z 1 
und Dichtezone 1 ausgewiesen. 
Die Grundparzelle ist zurzeit als Freiland gemäß § 41 Abs. 1 TROG 2022 gewidmet. 
 
Der Widmungsbereich befindet sich im unmittelbaren Ortszentrum der Gemeinde, in einem 
Bereich, der durch freistehende Gebäude mit überwiegender Wohnnutzung geprägt ist. 
 
Die Erschließung erfolgt über öffentliches Wegegut auf Gp. 8/15 KG Kössen (Kindergartenweg) 
und die bestehende Zufahrt. 
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Unter Bezugnahme auf § 37a Abs. 1 lit. b ist eine zeitliche Befristung nicht erforderlich, da es sich 
um eine kleinräumige Grundfläche handelt, deren Widmung als Bauland nur der Abrundung 
bereits bestehender, nicht befristet gewidmeter Baulandbereiche, insbesondere mit dem Ziel der 
Schaffung ausreichend großer Bauplätze oder der Herstellung einer einheitlichen Widmung von 
Bauplätzen dient. 
 
Gemäß § 36 Abs. 2 TROG 2022 wird daher unter raumordnerischen Gesichtspunkten die folgende 
Änderung des Flächenwidmungsplans der Gemeinde Kössen positiv beurteilt: 
 
Der Gemeinderat fasst mit 17:0 Stimmen folgende Beschlüsse: 
Gemäß § 68 Abs. 3 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43 idF  
LGBl. Nr. 6/2025, wird der von DI Dr. Erich Ortner ausgearbeitete Entwurf über die Änderung des 
Flächenwidmungsplans der Gemeinde Kössen vom 16.04.2025, Zahl 412-2025-00002, für die 
Dauer von vier Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegt. 
Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem Entwurf 
entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplans gefasst. 
 
Umwidmung: 
Grundstück 140/2 KG 82109 Kössen  
rund 17 m² von Freiland § 41 in Wohngebiet § 38 (1)  
weiters Grundstück 142/1 KG 82109 Kössen  
rund 7 m² von Freiland § 41 in Wohngebiet § 38 (1)  
weiters Grundstück 7/1 KG 82109 Kössen  
rund 44 m² von Freiland § 41 in Wohngebiet § 38 (1) 
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist 
keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben 
wird. 
 
 
 

3. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Änderung des 
Flächenwidmungsplans im Bereich der Gst.Nr. 918, KG 82109 Kössen, (Schwentner) und 
Beschlussfassung über die diesem Entwurf entsprechende Änderung des 
Flächenwidmungsplans. 
 
Die Gemeinde Kössen beabsichtigt die Durchführung einer Widmungsänderung im Bereich der 
Gst.Nr. 918, KG 82109 Kössen. Die Widmung dient der Schaffung der rechtlichen Grundlage zur 
Errichtung eines separaten Stallteils für die Ochsenmast sowie eines überdachten Stallteils für 
Rinder im Bereich der bestehenden Hofstelle „Brand“ in Leitwang. 
 
Die Widmungsfläche weist eine Gesamtfläche von ca. 829 m² auf und ist zurzeit als Freiland 
gemäß § 41 Abs. 1 TROG 2022 ausgewiesen. 
 
Für die Gemeinde Kössen besteht ein Örtliches Raumordnungskonzept in Rechtskraft. Der 
Widmungsbereich ist im örtlichen Raumordnungskonzept als landschaftlich wertvolle 
Freihaltefläche (FA) ausgewiesen. Die Änderung des Flächenwidmungsplanes kann daher unter 
raumordnerischen Gesichtspunkten in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Örtlichen 
Raumordnungskonzeptes positiv beurteilt werden. 
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Die Erschließung erfolgt über öffentliches Wegegut auf Gp. 4295 KG Kössen und in weiterer Folge 
über die bestehende Hofzufahrt. 
 
Gemäß § 36 Abs. 2 TROG 2022 wird daher unter raumordnerischen Gesichtspunkten die folgende 
Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Kössen positiv beurteilt: 
 
Der Gemeinderat fasst mit 17:0 Stimmen folgende Beschlüsse: 
Gemäß § 68 Abs. 3 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43 idF  
LGBl. Nr. 6/2025, wird der von DI Dr. Erich Ortner ausgearbeitete Entwurf über die Änderung des 
Flächenwidmungsplans der Gemeinde Kössen vom 01.04.2025, Zahl 412-2025-00004, für die 
Dauer von vier Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegt. 
Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem Entwurf 
entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplans gefasst. 
 
Umwidmung: 
Grundstück 918 KG 82109 Kössen rund 829 m² von Freiland § 41  
in Sonderfläche sonstige land- oder forstwirtschaftliche Gebäude und Anlagen § 47, Festlegung 
Gebäudearten oder Nutzungen: SLG-19 Stallgebäude 
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist 
keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben 
wird. 
 
 
 

3a. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Änderung des 
Flächenwidmungsplans im Bereich der Gst.Nr. 2775/1, KG 82109 Kössen, (Achhorner) und 
Beschlussfassung über die diesem Entwurf entsprechende Änderung des 
Flächenwidmungsplans. 
 
Die Gemeinde Kössen beabsichtigt die Durchführung einer Widmungsänderung im Bereich der 
Gst.Nr. 2775/1, KG 82109 Kössen. Die Widmung dient der Errichtung eines Zubaus im 
Kellergeschoß der bestehenden Jausenstation für vier zusätzliche Ferienwohnungen zur 
Vermietung an ständig wechselnde Gäste sowie einer darüberliegenden vergrößerten Terrasse. 
 
Die Widmungsfläche weist eine Gesamtfläche von ca. 265 m² auf und ist zurzeit als Freiland 
gemäß § 41 Abs. 1 TROG 2022 ausgewiesen. 
 
Für die Gemeinde Kössen besteht ein örtliches Raumordnungskonzept in Rechtskraft. Der 
Planungsbereich ist im örtlichen Raumordnungskonzept als ökologisch wertvolle Freihaltefläche 
(FÖ) ausgewiesen. 
 
Gemäß § 36 Abs. 2 TROG 2022 wird daher unter raumordnerischen Gesichtspunkten die folgende 
Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Kössen positiv beurteilt: 
 
Der Gemeinderat fasst mit 16:1 Stimmen folgende Beschlüsse: 
Gemäß § 68 Abs. 3 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43 idF  
LGBl. Nr. 6/2025, wird der von DI Dr. Erich Ortner ausgearbeitete Entwurf über die Änderung des 
Flächenwidmungsplans der Gemeinde Kössen vom 26.02.2025, Zahl 412-2025-00003, für die 
Dauer von vier Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegt. 
Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem Entwurf 
entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplans gefasst. 
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Umwidmung: 
Grundstück 2775/1 KG 82109 Kössen  
rund 264 m² von Freiland § 41  
in Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a: SJsGä Jausenstation und Gästehaus 
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist 
keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben 
wird. 
 
 
 

3b. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Änderung und 
Erlassung eines Bebauungsplans im Bereich der Gst.Nr. .132 und 2775/1, KG 82109 Kössen, 
(Achhorner) und gleichzeitige Beschlussfassung über die Änderung und Erlassung dieses 
Bebauungsplans. 
 
Im Bereich des Planungsgebiets wurde im Rahmen dieser 30. Gemeinderatssitzung vom 
07.05.2025 eine Änderung des Flächenwidmungsplanes (siehe Plandarstellung: Verordnungsplan 
412-2025-00003.pdf vom 26-02-2025) bereits beschlossen. Im Zuge der Widmungsänderung 
wurde die Widmung nach Süden im Bereich der Gst.Nr. 2775/1, KG 82109 Kössen, erweitert, 
sodass eine Änderung des Bebauungsplanes erforderlich ist. 
Die gegenständliche Grundparzelle stellt im Sinne des § 2 Abs. 12 TBO 2022 einen Bauplatz dar. 
 
Die Gemeinde Kössen beabsichtigt die Änderung bzw. Erlassung eines Bebauungsplanes im 
Bereich der Grundstücke .132, 2775/1 (neu zusammen: .132) KG 82109 Kössen. Die Planung dient 
der Errichtung eines Zubaus im Kellergeschoß der bestehenden Jausenstation für vier zusätzliche 
Ferienwohnungen zur Vermietung an ständig wechselnde Gäste sowie einer darüberliegenden 
vergrößerten Terrasse. 
 
Der Planungsbereich weist eine Gesamtfläche von ca. 1062 m² auf. 
Die Erschließung erfolgt über öffentliches Wegegut auf Gp. 4408/2 KG 82109 Kössen. 
 
Die Erlassung bzw. Änderung des Bebauungsplanes ist zur Umsetzung des Vorhabens zwingend 
erforderlich. Die Einbeziehung weiterer Grundstücke erscheint zur Sicherstellung einer 
geordneten Gesamtentwicklung nicht erforderlich. 
 
Der Gemeinderat fasst mit 16:1 Stimmen folgende Beschlüsse: 
Gemäß § 64 Abs. 1 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43 idF LGBl.  
Nr. 6/2025, wird der von DI Dr. Erich Ortner ausgearbeitete Entwurf über die Änderung und 
Erlassung eines Bebauungsplans (Plan Nr. BPLKOE_2025_01_Achhorner, datiert mit 05.05.2025) 
mit Planbezeichnung „Achhorner“ für die Dauer von vier Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme 
aufgelegt. 
Gleichzeitig wird gemäß § 64 Abs. 4 TROG 2022 der Beschluss über die Änderung und Erlassung 
des gegenständlichen Bebauungsplanes gefasst.  
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist 
keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben 
wird. 
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3c. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Erlassung eines 
Bebauungsplans im Bereich der Gst.Nr. 421/7, KG 82109 Kössen, (Görnandt) und gleichzeitige 
Beschlussfassung über die Erlassung dieses Bebauungsplans. 
 
Die Gemeinde Kössen beabsichtigt die Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich der  
Gst.Nr. 421/7 KG Kössen. Die Planung dient der Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen zur 
beabsichtigten Aufstockung des Einfamilienwohnhauses, den Anbau diverser Wohnräume zur 
Vergrößerung des Freizeitwohnsitzes sowie die Neuerrichtung eines straßenseitig gelegenen 
Carports. Die neu geschaffene Wohneinheit im Obergeschoß soll direkt durch den Eigentümer mit 
Hauptwohnsitz bewohnt werden, die Wohneinheit im Erdgeschoß mit aufrechtem 
Freizeitwohnsitz soll über die Privatzimmervermietung vermietet werden. 
 
Der Planungsbereich weist eine Gesamtfläche von ca. 1040 m² auf. Die gegenständliche 
Grundparzelle stellt im Sinne des § 2 Abs. 12 TBO 2022 einen Bauplatz dar. 
 
Für die Gemeinde Kössen besteht ein Örtliches Raumordnungskonzept in Rechtskraft.  
Der Widmungsbereich ist zurzeit als Wohngebiet gemäß § 38 Abs. 1 ausgewiesen. 
Für den Planungsbereich wurde noch kein Bebauungsplan erlassen. 
 
Die Erschließung erfolgt über öffentliches Wegegut auf Gp. 4290 KG Kössen. 
Aufgrund der geringen Straßenbreite ist eine Verbreiterung des Erschließungsweges (Streifen mit 
0,75 Meter Breite) erforderlich und erfolgt auf Grundlage des vorliegenden 
Grundteilungsvorschlages. Die Erschließung wird somit auf eine Breite von ca. 4,5 Meter 
aufgeweitet. 
 
Die Regelung der zulässigen Baudichte erfolgt als Festlegung einer mindest erforderlichen 
Baumassendichte (BMD M) von 1.25 sowie einer höchst zulässigen Baumassendichte (BMD H) von 
1.65. Dadurch kann eine Boden sparende Nutzung im Rahmen der Baudichtestufe 1 gewährleistet 
werden. 
 
Mit der Erlassung des Bebauungsplanes wird sichergestellt, dass sich der dadurch ermöglichte 
Baukörper hinsichtlich seiner Ausmaße und Proportionen harmonisch in das Orts- Straßen- und 
Landschaftsbild eingliedert. 
 
Der Gemeinderat fasst mit 17:0 Stimmen folgende Beschlüsse: 
Gemäß § 64 Abs. 1 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43 idF LGBl.  
Nr. 6/2025, wird der von DI Dr. Erich Ortner ausgearbeitete Entwurf über die Erlassung eines 
Bebauungsplans (Plan Nr. BPLKOE_2025_04_Görnand, datiert mit 05.05.2025) mit 
Planbezeichnung „Wiesenweg 11 Görnandt“ für die Dauer von vier Wochen zur öffentlichen 
Einsichtnahme aufgelegt. 
Gleichzeitig wird gemäß § 64 Abs. 4 TROG 2022 der Beschluss über die Erlassung des 
gegenständlichen Bebauungsplanes gefasst.  
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist 
keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben 
wird. 
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4. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Änderung eines 

Bebauungsplans mit ergänzendem Bebauungsplan im Bereich der Gst.Nr. 1/1, KG 82109 Kössen, 
(Schuster, Jöchl und Pohl) und gleichzeitige Beschlussfassung über die Änderung dieses 
Bebauungsplans mit ergänzendem Bebauungsplan. 
 
Die Gemeinde Kössen beabsichtigt die Änderung eines bestehenden Bebauungsplanes mit 
ergänzendem Bebauungsplan im Bereich der Gp. 1/1 KG Kössen. 
Die Planung dient der Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen zum beabsichtigten Umbau des 
Landgasthofs Dorfstadl in eine barrierefrei erschlossene Wohnanlage. An der Westseite des 
bestehenden Gebäudes wird eine Außentreppe und eine Aufzugsanlage nachträglich angebaut. 
Für die Umsetzung des angestrengten Bauvorhabens ist eine Änderung des Bebauungsplans 
erforderlich.  
 
Derzeit befindet sich für den Planungsbereich ein allgemeiner und ergänzender Bebauungsplan in 
Rechtskraft. 
Die Planungsfläche weist eine Gesamtfläche von ca. 1.526 m² auf. 
Der Planungsbereich ist als Kerngebiet gemäß § 40 Abs. 3 TROG 2022 gewidmet. 
Die gegenständliche Grundparzelle stellt im Sinne des § 2 Abs. 12 TBO 2022 einen Bauplatz dar. 
 
Die Erschließung erfolgt über öffentliches Gut mit Gst.Nr. 1/6, KG Kössen. 
 
Die Änderung des Bebauungsplans mit ergänzendem Bebauungsplan ist zur Sicherstellung einer 
harmonischen Gesamtentwicklung insbesondere im Hinblick auf die Erhaltung eines 
harmonischen Orts-, Straßen- und Landschaftsbildes erforderlich.  
 
Der Gemeinderat fasst mit 16:1 Stimmen folgende Beschlüsse: 
Gemäß § 64 Abs. 1 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43 idF LGBl.  
Nr. 6/2025, wird der von DI Dr. Erich Ortner ausgearbeitete Entwurf über die Änderung eines 
Bebauungsplans mit ergänzendem Bebauungsplan (Plan Nr. BPLKOE_2025_03_Schuster, datiert 
mit 22.04.2025) mit Planbezeichnung „Schuster“ für die Dauer von vier Wochen zur öffentlichen 
Einsichtnahme aufgelegt. 
Gleichzeitig wird gemäß § 64 Abs. 4 TROG 2022 der Beschluss über die Änderung des 
gegenständlichen Bebauungsplanes mit ergänzendem Bebauungsplan gefasst.  
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist 
keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben 
wird. 
 
 
 

5. Beratung und Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfs über die Änderung eines 
Bebauungsplans im Bereich der Gst.Nr. 2338/3 und 2338/4, KG 82109 Kössen, (Gassner und 
Zangerle) und gleichzeitige Beschlussfassung über die Änderung dieses Bebauungsplans. 
 
Die Gemeinde Kössen beabsichtigt die Änderung eines Bebauungsplanes im Bereich der  
Gst.Nr. 2338/3, 2338/4 KG Kössen. Laut vorliegendem Entwurfsplan der Firma Holzbau 
Exenberger GmbH soll an der Süd- und Südostseite des bestehenden Wohnhauses auf  
Gst.Nr. 2338/3 eine Terrassenüberdachung bis hin zur Grundstücksgrenze errichtet werden. Da 
die Bauführung im Abstandsbereich der Gst.Nr. 2338/3 zur 2338/4 erfolgen soll, erscheint es im 
Sinne einer Gleichbehandlung der Grundstücke erforderlich, in den Planungsbereich auch die  
Gst.Nr. 2338/4 einzubeziehen.  
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Der geplante Anbau ist mehr als 50% umschlossen und ist dadurch die anfallende Baumasse 
gemäß § 61 Abs. 3 TROG 2022 zu berücksichtigen. Aufgrund der hinzukommenden Baumasse 
gemäß TROG 2022 wird die festgelegte Baumassendichte von 2,0 überschritten, wodurch der 
bestehende Bebauungsplan „BPLKOE_2016_01_Staffen“, Planungsbüro Lotz& Ortner vom 28-01-
2016 zur Ermöglichung der Baumaßnahme abzuändern ist. 
 
Der Planungsbereich weist eine Gesamtfläche von ca. 868 m² auf. Die gegenständlichen 
Grundparzellen stellen im Sinne des § 2 Abs. 12 TBO 2022 Bauplätze dar. Die Erschließung erfolgt 
über bestehendes, öffentliches Wegegut auf Gst.Nr. 2338/32 KG Kössen. 
 
Für die Gemeinde Kössen besteht ein Örtliches Raumordnungskonzept in Rechtskraft. Der 
Widmungsbereich ist im örtlichen Raumordnungskonzept als mittlerweile bebaute Fläche für 
vorwiegend Wohnnutzung im Einfluss der Signatur Index W 6, Zeitzone Z A, Dichtezone D 2 
ausgewiesen. 
Der Widmungsbereich ist zurzeit als Vorbehaltsfläche für den geförderten Wohnbau gemäß  
§ 52 lit a TROG 2022 ausgewiesen. 
 
Die Regelung der zulässigen Baudichte erfolgt als Festlegung einer mindesterforderlichen 
Baumassendichte (BMD M) von 1.5 sowie einer höchstzulässigen Baumassendichte (BMD H)  
von 2.15, wobei die höchstzulässige Baudichte angehoben wurde. 
 
Der Gemeinderat fasst mit 17:0 Stimmen folgende Beschlüsse: 
Gemäß § 64 Abs. 1 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43 idF  
LGBl. Nr. 6/2025, wird der von DI Dr. Erich Ortner ausgearbeitete Entwurf über die Änderung 
eines Bebauungsplans (Plan Nr. BPLKOE_2025_02_Gassner, datiert mit 07.04.2025) mit 
Planbezeichnung „Schwabenfeld 17&19“ für die Dauer von vier Wochen zur öffentlichen 
Einsichtnahme aufgelegt. 
Gleichzeitig wird gemäß § 64 Abs. 4 TROG 2022 der Beschluss über die Änderung dieses 
Bebauungsplans gefasst.  
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist 
keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben 
wird. 
 
 
 

6. Beratung und Beschlussfassung über die Erlassung der zweiten Fortschreibung des örtlichen 
Raumordnungskonzepts samt Schlussbericht zur SUP der Gemeinde Kössen. 
 
Der Bürgermeister führt aus, dass in der 29. Gemeinderatssitzung vom 26.03.2025 die zweite 
Auflage des Entwurfs der zweiten Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzepts beraten 
und beschlossen worden ist. Dabei erfolgte die Auflegung nur im Umfang konkret beschriebener 
Änderungsbereiche im Zeitraum vom 27.03.2025 bis 11.04.2025. Zu dieser zweiten Auflegung des 
geänderten Entwurfs der zweiten Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzepts sind bis 
eine Woche nach Ablauf der Auflagefrist keine schriftlichen Stellungnahmen in Bezug auf die 
aufgelegten Änderungen eingelangt. 
 
Der erste Auflageentwurf wurde unter Befassung der zuständigen Umweltbehörden geprüft, 
wobei festgestellt wurde, dass durch die im Zuge der Fortschreibung neu ausgewiesenen 
baulichen Entwicklungsbereiche keine wesentlichen Umweltauswirkungen erfolgen. 
Entsprechende Auflagen der Behörden wurden zum Beispiel durch Festlegung entsprechender 
Freihaltebereiche bzw. der zwingenden Erlassung von Bebauungsplänen insbesondere zur 
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Festlegung von absoluten Baugrenzlinien zu Naturgefahren oder der Festlegung entsprechender 
Bedingungen für eine Baulandwidmung (ausgewiesen in den einzelnen Entwicklungssignaturen in 
Kombination mit den Bestimmungen des § 4 des Verordnungstextes) entsprochen. 
 
Im Zuge des zweiten Auflageentwurfs wurden wenige geringfügige Änderungen unter 
Berücksichtigung der Bestandserhebung und der im Zuge des ersten Auflageverfahrens 
eingelangten Stellungnahmen durchgeführt, wobei für die Änderungsbereiche bei den 
betroffenen Umweltbehörden entsprechende Stellungnahmen berücksichtigt wurden. Bei den 
ausgewiesenen baulichen Entwicklungsbereichen der Auflageentwürfe wurde keine wesentliche 
Umweltrelevanz festgestellt. Die Durchführung einer dritten Auflage ist nicht erforderlich, sodass 
die Verordnung in der Fassung der zweiten Auflage endgültig beschlossen werden kann. 
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 17:0 Stimmen wie folgt: 
Gemäß § 63 Abs. 9 iVm § 31c Abs. 1 und 2 Tiroler Raumordnungsgesetzes 2022 – TROG 2022, 
LGBl. Nr. 43, idF LGBl. Nr. 6/2025, wird nach Durchführung der zwei Auflagen die zweite 
Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Kössen mit 
Verordnungsplan und der dazugehörende Verordnungstext unter ausdrücklicher Bezugnahme auf 
den Endbericht des Raumplaners über das Ergebnis der strategischen Umweltprüfung in der 
Fassung vom 07.05.2025 beschlossen. 
 
Bestandteile des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Kössen sind die Verordnung 
zur 2. Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Kössen laut Anlage 1 
dieses Gemeinderatsprotokolls (Verordnung zur 2. Fortschreibung des Örtlichen 
Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Kössen) mit Stand Verordnungsplan: 07.05.2025, mit der 
das örtliche Raumordnungskonzept der Gemeinde fortgeschrieben wird, die in § 1 Abs. 3 der 
bezeichnete Verordnung zur 2. Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes der 
Gemeinde Kössen angeführten Unterlagen sowie der Umweltbericht zur strategischen 
Umweltprüfung laut Anlage 2. 
 
Die zusammenfassende Erklärung, wie Umwelterwägungen in den Plan einbezogen wurden und 
aus welchen Gründen der angenommene Plan nach der Durchführung einer alternativen Prüfung 
gewählt wurde, sind gemäß § 9 Absatz 3 Umweltprüfungsgesetz – TUP, LGBl. Nr. 34/2005, im 
Internet unter der Adresse www.koessen.gv.at/raumordnungskonzept zugänglich. 
 
 
 

7. Beratung und Beschlussfassung über die Festsetzung der Tarife für das  
Kinderbetreuungsjahr 2025/2026. 
 
Aufgrund des ständig steigenden Bedarfs im Bereich der Nachmittagsbetreuung im Kindergarten 
sowie im Sinne einer einheitlichen Tarifgestaltung scheint es zielführend zu sein, zusätzlich zur 
bestehenden Möglichkeit der Buchung und Verrechnung von einzelnen Tagen für die 
Kindergartenbetreuung – gleich wie bei der Hortbetreuung – eine Nachmittagsbetreuung für 1 bis 
5 Tagen jeweils bis 15:00 Uhr oder 17:00 Uhr vorzusehen. Zusätzlich wurde beim Kindergarten die 
Betreuungsform bis 13:30 Uhr in Verbindung mit der Konsumation eines Mittagessens im 
Tarifmodell aufgenommen. Demgemäß stellen sich die Betreuungsvarianten samt 
Tarifmodalitäten im Bereich der Kindergartenbetreuung zusammengefasst wie folgt dar:  
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Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat einstimmig mit 17:0 Stimmen, die oben 
ausgewiesenen Betreuungsvarianten samt Tarifmodalitäten im Bereich der Kindergarten-
betreuung für das Kinderbetreuungsjahr 2025/2026 mit Wirkung ab September 2025.  
 
 
 

8. Beratung und Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Kinderspielplatz-
verordnung 2021 und Neuerlassung der Kinderspielplatzverordnung 2025. 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass in Beseitigung semantischer Unschärfen und in Anpassung an 
die geänderte Rechtslage, die bestehende Kinderspielplatzverordnung 2021 für Wohnanlagen 
überarbeitet wurde. Demgemäß ist vorgesehen, dass die bestehende Kinderspielplatzverordnung 
2021 mit der Neuerlassung der Kinderspielplatzverordnung 2025 für Wohnanlagen aufgehoben 
wird.  
 
Nach Beratungen beschließt der Gemeinderat mit 17:0 Stimmen nachfolgende Verordnung über 
nähere Bestimmungen, welchen Anforderungen Kinderspielplätze von Wohnanlagen, 
insbesondere hinsichtlich ihrer Größe, Lage und Ausgestaltung, entsprechen müssen 
(Kinderspielplatzverordnung 2025) und wird gleichzeitig die bestehende 
Kinderspielplatzverordnung 2021 aufgehoben: 
 
Aufgrund des § 27 Abs. 2 TBO 2022, LGBl. Nr. 44/2022, zuletzt geändert durch LGBl. Nr.7/2025, 
wird verordnet: 

 

§ 1 
Allgemeines 

1. Diese Verordnung gilt entsprechend § 27 Abs. 2 TBO 2022 als Vorschrift 
über Kinderspielplätze von Wohnanlagen. Es werden hiermit die 
spezifischen örtlichen Anforderungen hinsichtlich ihrer Größe, Lage und 
Ausgestaltung definiert. 

 

2. Sofern nach § 12 TBO 2022 für Wohnanlagen Kinderspielplätze zu schaffen sind, müssen 
diese den Bestimmungen dieser Verordnung entsprechen. Wohnanlagen sind nach  
§ 2 Abs. 5 TBO 2022 Gebäude mit mehr als sechs Wohnungen. Mehrere in einem 
räumlichen Naheverhältnis stehende Gebäude, die zusammen mehr als sechs 
Wohnungen enthalten, gelten als eine Wohnanlage, wenn sie eine einheitliche 
Gesamtplanung aufweisen und für sie eine gemeinsame Verwaltung vorgesehen ist. 

 

§ 2 
Ausmaß 

1. Die anrechenbaren Spielflächen müssen mindestens 60 m² zuzüglich 5 m² je 
Wohnung aufweisen. 

 

2. Als anrechenbare Spielfläche gilt die Fläche, die zum Spielen geeignet und für diesen 
Zweck bestimmt ist. Wege, zum Spielen nicht geeignete Bepflanzungen und 
dergleichen zählen nicht zur anrechenbaren Spielfläche. 

 

§ 3 
Lage 

1. Kinderspielplätze sind an besonnten und windgeschützten Stellen zu errichten. 
 

2. Von Anlagen, von denen Gefahren für die Sicherheit und Gesundheit ausgehen, 
insbesondere von Straßen mit starkem Verkehr, Betriebsanlagen, Abluftöffnungen und 
dergleichen, sind die Kinderspielplätze abzurücken. 
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3. Von Fenstern auf demselben Bauplatz sind Kinderspielplätze in einem Abstand von 
mindestens 1,5 m anzulegen, wobei Kinderspielgeräte nicht innerhalb des  
5 m – Abstandsbereichs zu Fenstern aufgestellt werden dürfen. Die Abstandsflächen 
zwischen Kinderspielplätzen und Fenstern sind gärtnerisch oder als befestigte 
Gehwegfläche zu gestalten. 

 

4. Kinderspielplätze dürfen nicht mehr als 50 m vom Gebäude entfernt sein und müssen 
möglichst gefahrlos erreicht werden können. Insbesondere sind Kinderspielplätze über 
sichere oberirdische Gehwege zu erschließen. 

 

5. Kinderspielplätze sind gegenüber Anlagen, von denen Gefahren für die Sicherheit und 
Gesundheit ausgehen, insbesondere von Verkehrs- und Stellflächen sowie gegenüber 
Stellen, an denen Absturzgefahr besteht, durch Zäune, Geländer oder ähnlich wirksame 
Einrichtungen zu sichern. Der aktuelle Stand der Technik ist einzuhalten. 

 

6. Der Kinderspielplatz ist durch entsprechende Bepflanzung, Geländegestaltung und 
dergleichen so zu gliedern, dass eine gleichzeitige Benützung von Kindern 
verschiedenen Alters ohne gegenseitige Gefährdung und Störung möglich ist. 

 

7. Die Spielflächen müssen zusammenhängend sein, soweit es um das Ausmaß von 60 m² 
geht; die darüber hinaus erforderlichen Flächen müssen so angeordnet sein, dass die 
Spielflächen möglichst gefahrlos durch Verbindungen untereinander erreicht werden 
können. 

 

§ 4 
Einfriedung der Kinderspielplätze 

1. Kinderspielplätze sind nach außen hin einzufrieden und gegenüber öffentlichen 
Verkehrsflächen ausreichend abzusichern. 

 

2. Türen von Eingängen in Einfriedungen zu Kinderspielplätzen müssen sperrbar 
eingerichtet sein, um die Einhaltung der Ruhezeiten gewährleisten und allfälligen 
Vandalismus hintanhalten zu können. Alle Benützer des Kinderspielplatzes haben diesen 
nach Eintritt der Ruhezeiten zu verlassen und ist dieser im Anschluss und nach 
vorhergehender Vergewisserung, dass sich dort keine Personen mehr aufhalten, 
abzusperren. Die Eigentümergemeinschaft hat im Rahmen des § 26 WEG 2002 eine 
Person, welcher die Schlüsselgewalt obliegt, mit der Überwachung und Einhaltung 
dieser Regelung zu betrauen. Ein zusätzlicher Schlüssel ist bei der Hausverwaltung zu 
verwahren. 

 

3. Wenigstens ein Zugang zum Kinderspielplatz ist barrierefrei auszuführen. 
 

§ 5 
Gestaltung und Ausstattung 

1. Folgende Hinweistafel ist gut sichtbar und haltbar anzuordnen: 
 Bei Kinderspielplätzen eine Tafel, aus der hervorgeht, dass Hunde 

beziehungsweise andere Haus- und Heimtiere fernzuhalten sind und das 
Radfahren und das Fahren mit Tretrollern und Rollschuhen verboten ist. 

 

2. Die Kinderspielplätze sind hinsichtlich der Form, der Geländegestaltung, der Bepflanzung 
und der Oberflächenbeschaffenheit so herzustellen und mit solchen Einrichtungen und 
Geräten auszustatten, dass sie den altersgemäßen Spiel- und Bewegungsbedürfnissen 
der Kinder angepasst sind und eine vielseitige Betätigung und Verwirklichung von 
Spielideen ermöglichen sowie ein möglichst gefahrloses Spielen gewährleisten. 

 

3. Kinderspielplätze sind mit einem Trinkwasserspender auszustatten. 
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4. Die Kinderspielplätze müssen mit einer Sandspielfläche ausgestattet sein. Für die 
Sandflächen muss mindestens 40 cm hoch zum Spielen geeigneter Sand aufgetragen 
werden. Der Unterbau muss eine einwandfreie Entwässerung der Sandflächen 
gewährleisten. 

 

5. Mindestens zwei Drittel der erforderlichen Spielflächen müssen begehbare 
naturbelassene Flächen sein. Dabei ist darauf Bedacht zu nehmen, dass ein hoher 
Anteil an natürlichen Spiel- und Erlebniselementen, wie standortgerechte Pflanzen, 
Wasser, Steine, veränderbare Bodenflächen und Spielgeräte aus natürlichem Material, 
vorkommen. Die Oberfläche der Spielflächen muss so beschaffen sein, dass diese auch 
nach Regenfällen benutzbar bleiben. 

 

6. Kinderspielplätze dürfen nur mit ungiftigen Pflanzen bepflanzt werden. 
 

7. Kinderspielplätze sind mit ausreichenden Sitzgelegenheiten und mit Abfallbehältnissen 
auszustatten. Der Kinderspielplatz soll nach Möglichkeit so gestaltet werden, dass er 
auch der Naherholung von Erwachsenen dienen kann. 

 

8. Spielgeräte sind unter Bedachtnahme auf die Sicherheit und Gesundheit der Kinder und 
Jugendlichen nach den Erfahrungen und Regeln der technischen Wissenschaften 
herzustellen, aufzustellen und zu warten. Diesen Erfordernissen ist entsprochen, wenn 
die einschlägigen ÖNORMEN im Sinne des Normengesetzes eingehalten werden. 

 

§ 6 
Planung und Bauverfahren 

1. Kinderspielplätze sind in den Einreichunterlagen mit einem eigenen Plan im Maßstab 
1:100 darzustellen. Dieser Plan hat die anrechenbare Spielfläche sowie alle Spielgeräte 
und Spielelemente, die Anordnung der Grünflächen inkl. der Bepflanzung, die Einfriedung 
und den Trinkwasserspender zu enthalten. Gleichzeitig ist eine detaillierte Beschreibung 
über die Spielgeräte und Spielelemente sowie der vorgesehenen Bepflanzung 
beizuschließen. 

 

2. Kinderspielplätze sind Teil der Benützungsbewilligung und müssen daher entsprechend 
der eingereichten Planung ausgeführt und zum Zeitpunkt des Ansuchens um Erteilung 
der Benützungsbewilligung vollständig vorhanden sein. Bei der Benützungsbewilligung ist 
das Vorweisen der entsprechenden Prüfzeugnisse nach dem aktuellen Stand der Technik 
erforderlich. 

 

3. Die Veränderung der Lage der Kinderspielplätze und die Auflassung von 
Kinderspielplätzen bedürfen einer Einverständniserklärung der Behörde. Die Zustimmung 
zur Auflassung darf nur gegeben werden, wenn zugleich entweder auf der eigenen 
Liegenschaft oder einer Nachbarliegenschaft ein entsprechend großer Kinderspielplatz 
geschaffen wird und gilt § 2 Abs 1 dieser Verordnung sinngemäß.  

 

§ 7 
Erhaltung 

1. Kinderspielplätze einschließlich ihrer Ausstattung sind von den betroffenen 
Wohnungseigentümern oder Bauberechtigten der jeweiligen Liegenschaft in einem 
Zustand zu erhalten, der den Erfordernissen der Sicherheit und Gesundheit entspricht 
und auch sonst eine dauernde zweckentsprechende Benützbarkeit gewährleistet.  

 

Insbesondere sind Kinderspielplätze regelmäßig zu reinigen. Der Spielsand ist 
mindestens einmal jährlich auszuwechseln. Die betroffenen Wohnungseigentümer oder 
der Bauberechtigte der jeweiligen Liegenschaft hat dafür zu sorgen, dass die 
Kinderspielplätze den Bewohnern rechtlich gesichert und tatsächlich zur Verfügung 
stehen. Ist ein Hausverwalter bestellt, ist dieser für die dem Eigentümer durch die  
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TBO 2022 und diese Verordnung auferlegten Pflichten an dessen Stelle verantwortlich, 
wenn diese Pflichten ohne Veranlassung und Vorwissen des Eigentümers verletzt 
worden sind. 

 

2. Der Eigentümer (jeder Miteigentümer) eines Wohngebäudes beziehungsweise einer 
Wohnanlage ist verpflichtet, den Zustand der Kinderspielplätze sowie der 
aufgestellten Spielgeräte zu überwachen; Spielgeräte sind in funktionsfähigem 
Zustand zu erhalten und der Spielsand ist erforderlichenfalls aufzulockern. Ist ein 
Hausverwalter bestellt, trifft die Überwachungspflicht im Sinne des Abs. 2 diesen. 

 

3. Der Eigentümer (jeder Miteigentümer) eines Wohngebäudes beziehungsweise einer 
Wohnanlage ist verpflichtet, gefahrbringende Mängel und Schäden der 
Kinderspielplätze sowie der aufgestellten Spielgeräte unverzüglich zu beheben. Ist ein 
Hausverwalter bestellt, trifft diese Verpflichtung im Sinne des Abs. 3 diesen. 

 

§ 8 
Ausnahmeregelung 

Der Bauwerber (oder Bauberechtigte) kann in begründeten Fällen schriftlich um eine 
Reduktion der Fläche bei der Baubehörde ansuchen. Ebenso sind Befreiungstatbestände  
nach § 12 Abs. 2 TBO 2022 schriftlich zu belegen. 

 

§ 9 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung an der Amtstafel der 
Gemeinde in Kraft. Gleichzeitig tritt die Kinderspielplatzverordnung 2021 
(Gemeinderatsbeschluss vom 03.02.2021) außer Kraft. 

 
 
 

9. Beratung und Beschlussfassung über die Erteilung der Zustimmung für den  
(a) Abschluss einer Vereinbarung gemäß § 129 Abs. 2 TGO 2001 und  
(b) Erlassung einer Satzung gemäß § 129 Abs. 4 TGO 2001 hinsichtlich des  
Gemeindeverbandes „Abfallwirtschaftsverband Bezirk Kitzbühel“. 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass nach der Kundmachung der Tagesordnung zu dieser 
Gemeinderatssitzung, der Abfallwirtschaftsverband Bezirk Kitzbühel kommuniziert hat, dass die in 
der Verbandsversammlung vom 05. März 2025 beschlossene Vereinbarung und Satzung wider 
Erwarten nochmals überarbeitet werden müssen. 
 
Demgemäß kann im Rahmen dieser Gemeinderatssitzung der gegenständliche 
Tagesordnungspunkt keiner Beschlussfassung zugeführt werden und wird daher die geänderte 
Vereinbarung und Satzung zu einem späteren Zeitpunkt dem Gemeinderat zur Beratung und 
Beschlussfassung zugeleitet.  
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10. Berichte des Bürgermeisters, der Ausschussobleute und der ReferentInnen. 

 
Der Bürgermeister berichtet, dass neuerlich der Antrag auf Anschaffung von zwei übertragbaren 
VVT-Tickets eingebracht wurde, die seitens der Gemeinde Kössen kostenlos Personen mit 
Hauptwohnsitz in Kössen leihweise zur Verfügung gestellt werden. Neben dem zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand sind mit Kosten für zwei Tickets mit jährlich EUR 3.000,-- zu rechnen. 
Im Gemeinderat verständigt man sich dahingehend, die entsprechenden Veranlassungen für eine 
leihweise Ausgabe des VVT-Tickets zu setzen.   
 
Der Bürgermeister informiert, dass zwischenzeitlich bereits mehrere Besprechungen geführt 
worden sind, um im Zufahrtsbereich des Bildungszentrums Kössen eine Schulstraße zu verordnen.  
 
 
GR Alexander Lechthaler berichtet über die sportlichen Erfolge von heimischen Sportlern bei 
verschiedenen Wettbewerben und weist auf künftige sportliche Wettbewerbe hin.  
 
 
Ersatz-GR Maria Fahringer informiert über die Jahreshauptversammlung des Kaiserwinkl-Chors 
vom 18.03.2025, in der Hans Foidl seine Obmann-Funktion im Kaiserwinkl-Chor nach 32 Jahren 
zurückgelegt hat und Hermann Dagn zum neuen Obmann gewählt wurde.  
Weiters informiert sie über das für den 07.11.2025 angesetzte Bezirkskonzert des Kaiserwinkl-
Chors im VZK. Es wird dabei mit der Teilnahme von mehr als zehn Chören aus dem Bezirk 
gerechnet.  
Sie berichtet weiters über die am 11.04.2025 im Gemeindeamt Kössen stattgefundene Vernissage 
der „Malgruppe Kössen“, die ihre Bilder bis zum 15.07.2025 im Gemeindeamt ausgestellt haben.  
 
 
Der Bürgermeister informiert über den vom Tiroler Gemeindeverband an die Tiroler Gemeinden 
ausgeschickte Factsheet über Arbeitsschwerpunkte insbesondere im ersten Quartal 2025 und 
ergänzt dazu, dass dieses E-Mail des Gemeindeverbandes an alle Gemeinderäte zur 
entsprechenden Kenntnisnahme weitergeleitet wird.  
 
 
 

11. Anträge, Anfragen und Allfälliges. 
 
Der Bürgermeister berichtet über die im April 2025 geführte Besprechung mit den 
Österreichischen Bundesforsten über den geplanten Erwerb der Gst.Nr. 2178/3, KG 82109 Kössen 
im Tausch gegen die endgültige Ablöse von Holzbezugsrechten in Bezug auf die nicht mehr 
bestehende „Klausengrabenbrücke“ sowie für bestimmte „Gemeindewege, Brücken und 
Archenholz“ samt entsprechender Wertdifferenz-Aufzahlung in Geld. Dazu wurde bereits von den 
Österreichischen Bundesforsten eine Ablöseberechnung auf Basis einer ewigen Rente für die 
gegenständlichen Holzbezugsrechte zur Verfügung gestellt. 
Seitens des Gemeinderates wird das angestrebte Tauschgeschäft zustimmend zur Kenntnis 
genommen.  
 
 
Der Bürgermeister erinnert an die im April 2025 durchgeführte Fahrrad-Auftaktveranstaltung für 
„Tirol radelt“ und schlägt vor, dass die Gemeinderäte zur Gemeinderatssitzung am 04.06.2025 mit 
dem eigenen Fahrrad anreisen. Man verständigt sich im Gemeinderat auf diesen Termin mit 
Treffpunkt um 19:00 Uhr vor dem Gemeindeamt.  
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Der Bürgermeister informiert die Gemeinderatsmitglieder über den Klärwerks-
Besichtigungstermin am 21.05.2025 mit Treffpunkt um 18:00 Uhr im Klärwerk Kössen-Schwendt 
und ersucht um Terminvormerkung und möglichst vollständige Teilnahme.  
 
 
Bürgermeister-Stellvertreterin Maria Elisabeth Dünser bedauert, dass bei der Fahrrad-
Auftaktveranstaltung „Tirol radelt“ nur ein geringes Besucherinteresse gegeben war, obwohl 
diese Veranstaltung werbewirksam aufgezogen worden ist. In diesem Zusammenhang wird über 
mögliche Ursachen für das geringe Besucherinteresse diskutiert. Als mögliche Lösungen werden 
erörtert, dass künftig nur ein Termin ohne Ersatztermin für die Fahrrad-Auftaktveranstaltung 
„Tirol radelt“ angesetzt werde oder, dass diese Fahrrad-Auftaktveranstaltung „Tirol radelt“ nur 
alle zwei Jahre stattfinden soll.  
 
 
GR Daniel Dax berichtet über die erfolgreich durchgeführte Dorfreinigungsaktion und lobt die 
zahlreiche Teilnahme vieler Gemeindebürger. Weiters informiert er, dass die neu errichtete 
Beachbar am kommenden Wochenende eröffnet wird.  
 
 
Der Bürgermeister informiert über die am 06.05.2025 stattgefundene Sozialzentrum-
Ausschusssitzung und zeigt er sich über die zahlreichen Abwesenheiten von Ausschussmitgliedern 
enttäuscht und waren im Konkreten gar nur zwei stimmberechtigte Teilnehmer bei dieser 
Ausschusssitzung anwesend. Derzeit wird überlegt, ob der Sozialzentrumausschuss in ein Referat 
umgewandelt werden solle.  
In diesem Zusammenhang ergänzt Ersatz-GR Maria Fahringer, dass im Sozialzentrum Kössen-
Schwendt die Pflegedienstleistungen hervorragend erbracht werden und derzeit sogar  
drei 100-jährige Bewohner untergebracht sind.  
 
 
Der Bürgermeister informiert, dass die nächsten GR-Sitzungen für den 04.06.2025, 02.07.2025 
und 17.09.2025 sowie die nächsten GV-Sitzungen für den 26.05.2025, 23.06.2025 und 08.09.2025 
jeweils mit Beginn um 19:30 Uhr angesetzt sind.  
 
 
Der Bürgermeister schließt, nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen, die GR-Sitzung  
um 21:20 Uhr. 
 
 

Protokoll:  
 
 
Dr. Bernhard Penz e.h. 
 
 
 
Der Bürgermeister: Die Mitglieder des Gemeinderates e.h. 
 
 
Dipl.-Päd. Reinhold Flörl, BA e.h. 
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Verordnung zur 2. Fortschreibung des Örtlichen 
Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Kössen 

Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Kössen vom 07.05.2025, mit der das örtliche 

Raumordnungskonzept der Gemeinde fortgeschrieben wird: 

Aufgrund des § 29 Abs. 1 und 2 iVm §§ 31, 31a, 31b, 31c Abs. 1 und 2 des Tiroler 

Raumordnungsgesetzes 2022 – TROG 2022, LGBL.Nr. 43, idF LGBl.Nr. 6/2025, in Verbindung 

mit der Planzeichenverordnung 2022 – PZVO 2022 wird verordnet: 

1. Abschnitt 

Allgemeines 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Das örtliche Raumordnungskonzept gilt für das gesamte Gemeindegebiet. 

(2) Das örtliche Raumordnungskonzept ist auf einen Zeitraum von 10 Jahren ausgerichtet. 

(3) Die zeichnerische Darstellung der Inhalte des örtlichen Raumordnungskonzeptes erfolgt in 

den Verordnungsplänen im Maßstab 1:5.000 und 1:13.000. Die Verordnungspläne bilden einen 

integrierten Bestandteil dieser Verordnung. Die Pläne und der Textteil der Bestandserhebung, der 

Erläuterungsbericht und der Umweltbericht bilden die Grundlage dieser Verordnung. 

(4) Das örtliche Raumordnungskonzept liegt im Bauamt der Gemeinde während der für den 

Parteienverkehr bestimmten Amtszeiten zur allgemeinen Einsichtnahme auf. 

2. Abschnitt 

Grundsätzliche Festlegungen über die geordnete räumliche Entwicklung 

§ 2 

Allgemeine Aufgaben und Ziele 

Im Sinne der Ziele der örtlichen Raumordnung nach § 27 Abs. 2 Tiroler Raumordnungsgesetz 

2022 werden für die geordnete räumliche Entwicklung der Gemeinde folgende grundsätzliche 

Festlegungen getroffen: 

FreeText
Anlage 1



Verordnungstext zur 2. Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes Seite 2 

Örtliches Raumordnungskonzept der Gemeinde Kössen – GR 07.05.2025 

(1) Im Planungszeitraum ist bei einer Fortschreibung der derzeitigen linearen 

Bevölkerungsentwicklung mit einer Einwohnerzahl von insgesamt maximal 4904 Personen zu 

rechnen. Das entspricht bei der derzeitigen durchschnittlichen Haushaltsgröße von 2,29 

Personen etwa zusätzlichen 174 Haushalten. 

(2) Der bestehende Wirtschaftsstandort soll entsprechend der vorhandenen Funktionsmischung 

Tourismus, Landwirtschaft und Gewerbe weiter ausgebaut und in seinem Bestand nachhaltig 

gesichert werden. Die Dominanz einzelner Wirtschaftssektoren soll dabei vermieden werden. 

(3) Die weitere Entwicklung der Gemeinde im Sinne eines Ausbaus der zentralörtlichen 

Funktionen als Schul- und Bildungsstandort wird als ein Hauptziel der Ortsentwicklung festgelegt. 

(4) Der Schwerpunkt der Siedlungsentwicklung soll sich zur effizienten Auslastung bestehender 

und geplanter Infrastrukturen innerhalb des Ortszentrums konzentrieren. Vorrangiges Ziel ist es, 

das Ortszentrum in seiner zentralörtlichen Funktion durch Ansiedlung von Dienstleistungs- und 

Handelsbetrieben sowie als Standort der touristischen und sozialen Infrastruktur auszubauen. 

(5) Die Erhaltung der Natur- und Kulturlandschaft wird als vorrangiges Ziel der Ortsentwicklung 

festgelegt. Im Vordergrund stehen der Gewässerschutz, die Ökologie des Natur- und 

Kulturraumes, die Verwendung erneuerbarer Energieformen, die Erhaltung besonderer 

Naturschätze wie der Taubensee, das Walchseeufer etc. und insbesondere der Schutz der 

Grundwasservorkommen für die Trinkwasserversorgung. Die zahlreichen kleineren Waldflächen 

im Dauersiedlungsraum des Gemeindegebietes werden aufgrund ihrer großen Bedeutung für den 

Naturhaushalt und das Landschaftsbild in ihrem Bestand geschützt. 

(6) Die großflächigen intensiv genützten landwirtschaftlichen Kulturflächen werden aufgrund ihrer 

Bedeutung für das Landschaftsbild geschützt. Geringfügige Arrondierungen der Baulandflächen 

sind im Bereich vorhandener Siedlungsgruppen möglich, dabei ist allerdings darauf zu achten, 

dass im Bereich landwirtschaftlich geprägter Siedlungsteile Wohngebäude nur auf jenen Flächen 

zulässig sind, wo keine wechselseitigen Beeinträchtigungen mit landwirtschaftlichen Betrieben zu 

erwarten sind. Rein landwirtschaftliche Weiler sind in ihrem Bestand zu schützen, reine 

Wohngebäude sind in diesen Bereichen nicht zulässig. 

(7) Die ausgewiesenen Freihalteflächen sind entsprechend ihrer Differenzierung von künftigen 

Planungsmaßnahmen auszuklammern, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt wird. 

§ 3 

Sicherung von Freihalteflächen 



Verordnungstext zur 2. Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes Seite 3 

Örtliches Raumordnungskonzept der Gemeinde Kössen – GR 07.05.2025 

(1) Die im Entwicklungsplan als Freihalteflächen ausgewiesenen Gebiete und Grundflächen sind 

im Interesse der Erhaltung zusammenhängender land- und forstwirtschaftlich nutzbarer Flächen 

(FL bzw. FF), ökologisch besonders wertvoller Flächen (FÖ), natürlicher und naturnaher 

Landschaftsteile (FA) sowie zusammenhängender Erholungsräume (FE) von einer diesen Zielen 

widersprechenden Bebauung freizuhalten, soweit in den folgenden Absätzen nichts anderes 

bestimmt wird. 

(2) Die nach § 41 Abs. 2 und nach §§ 42, 42a, 42b TROG 2022 zulässigen Anlagen dürfen in den 

im Absatz 1 angeführten Freihalteflächen errichtet werden. 

(3) In den landwirtschaftlichen Freihalteflächen (FL) sind Sonderflächen für Gebäude und 

Anlagen, die der unmittelbaren land- und forstwirtschaftlichen Nutzung dienen, wie z. B. 

Hofstellen, Austraghäuser und land- bzw. forstwirtschaftliche Nebengebäude, sowie Gebäude 

und Anlagen der öffentlichen Infrastruktur zulässig. Die Ausweisung von Sonderflächen ist nur 

unter Beachtung der Ziele der örtlichen Raumordnung, insbesondere jener nach § 27 Abs. 2 lit. e 

bis i TROG 2022 zulässig, und, soweit es sich um Hofstellen oder Austraghäuser handelt, nur 

wenn diese in einem räumlichen Naheverhältnis zu bestehenden Siedlungsteilen bzw. 

Einzelgebäuden stehen. Neue Hofstellen sind weiters ausschließlich an Stelle bestehender 

Gebäude zulässig, und wenn deren Sanierung entweder nicht oder nur mit einem wirtschaftlich 

nicht vertretbaren Aufwand möglich ist. Die Beseitigung der alten Hofstellen muss durch den 

Abschluss privatrechtlicher Vereinbarungen sichergestellt werden (z. B. Bankgarantie). Als 

landwirtschaftliche Freihalteflächen werden die großflächigen zusammenhängenden 

Freilandbereiche mit überwiegend intensiv landwirtschaftlicher Nutzung in Verbindung mit dem 

umgebenden freien Landschaftsraum ausgewiesen. Im Sinne der Bestandssicherung der 

Landwirtschaft sind diese Bereiche daher auch langfristig in ihrem Bestand zu erhalten. 

(4) Waldflächen sind als forstwirtschaftliche Freihalteflächen festgelegt. Auf diesen Flächen ist 

die Ausweisung von Sonderflächen nur zulässig, wenn der besondere Nutzungszweck die 

Situierung im Wald erfordert (zB Jagd- oder Forsthütten). 

(5) Die noch freien unbebauten Waldränder sind als wesentliches landschaftsgestaltendes 

Element von einer Bebauung freizuhalten. Dort, wo bereits eine Verzahnung der 

Siedlungsentwicklung mit Waldflächen gegeben ist, darf eine Siedlungserweiterung nicht mehr 

erfolgen (die Füllung von Baulücken ist noch möglich). 

(6) In den landschaftlich wertvollen Flächen (FA) dürfen Sonderflächen für die nach Abs. 3 

zulässigen Nutzungen gewidmet werden, soweit der Freihaltezweck insgesamt dadurch nicht 

beeinträchtigt wird. Die Errichtung neuer sonstiger land- und forstwirtschaftlicher Gebäude hat 

vorzugsweise im unmittelbaren Nahebereich bestehender Gebäude zu erfolgen, wobei zur 
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Sicherstellung der Erhaltung eines harmonischen Landschaftsbildes gegebenfalls die Erlassung 

eines Bebauungsplanes erforderlich ist. Folgende zusammenhängende Landschaftsräume 

werden ausgewiesen: 

FA-1 Weitläufige landschaftlich reizvolle, durch zahlreiche Gehölzstrukturen gegliederte 

Kulturlandschaft mit hohem Erholungswert; östlich des Walchsees, über Durchen bis 

Bichlach 

FA-2 Waldrandnaher, abwechslungsreicher Hangbereich zwischen Ried und Erlau mit 

angrenzender Kulturlandschaft traditioneller Prägung bei Staffen 

FA-3 Traditionelle Kulturlandschaft mit hohem Erholungswert im Bereich Moserberg 

FA-4 Vorwiegend von Wald begrenzte, landschaftlich reizvolle Kulturlandschaft im Bereich 

Mühlberg 

FA-5 Von landwirtschaftlicher Nutzung geprägte, landschaftlich reizvolle Kulturlandschaft 

im Bereich von Fritzing 

FA-6 Aufgrund zahlreicher Feldgehölze abwechslungsreiche traditionelle Kulturlandschaft 

von Loferberg 

FA-7 Traditionelle Kulturlandschaft im Tal der Großache; Teil des 

Landschaftsschutzgebiets Hefferthorn-Fellhorn-Sonnenberg 

(7) In den ökologisch wertvollen Flächen (FÖ) dürfen keinerlei Anlagen und Gebäude mit 

Ausnahme der im Freiland zulässigen Anlagen und Gebäude errichtet werden, es sei denn, die 

ökologischen Freihalteflächen werden nur geringfügig durch Sonderflächen bzw. 

Baulandwidmungen berührt und eine naturkundliche Begutachtung stellt keine wesentliche 

Beeinträchtigung der ökologischen Funktion der Freihaltefläche fest. In diesem Fall ist im Zuge 

der Bebauungsplanung eine Bebauung der ökologisch wertvollen Flächen durch Festlegung einer 

Baugrenzlinie auszuschließen. Gegebenfalls sind Maßnahmen gemäß naturkundefachlicher 

Stellungnahme vorzunehmen. 

(8) Die ökologischen und landschaftlich wertvollen Flächen (FA und FÖ) sind zu erhalten und zu 

pflegen, gegebenenfalls ist bei rechtswidrigen Eingriffen in diese Flächen auf ihre Renaturierung 

hinzuwirken. Das Flächenausmaß von Streuobstwiesen ist möglichst zu erhalten, können jedoch 

landwirtschaftlich notwendige Erweiterungsbauten aus Gründen der Zweckmäßigkeit oder 

Wirtschaftlichkeit nur im Bereich von Streuobstwiesen vorgenommen werden, sind 

entsprechende Sonderflächenwidmungen im unbedingt erforderlichen Ausmaß zulässig, soweit 

dies sonst mit den Zielen der örtlichen Raumordnung vereinbar ist. Jedenfalls unzulässig ist die 
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Ausweisung von Bauland, Sonder- und Vorbehaltsflächen dürfen ansonsten nur insoweit 

festgelegt werden, als sie dem Schutz der jeweiligen Freihaltefläche dienen. 

(9) Die Gewässerufer sind von jeder Bebauung freizuhalten und bei einer baulichen Entwicklung 

ist darauf zu achten, dass entsprechende Abstände zu den Ufern im Sinne des 

Gewässerschutzes bzw. der Gewässerbetreuung eingehalten werden. 

(10) In den als Erholungsraum ausgewiesenen Freihalteflächen (FE – Freihalteflächen für 

Freizeit-, Sport- und Erholungsnutzung) ist unter Beachtung der Ziele der örtlichen Raumordnung, 

insbesondere jener nach § 27 Abs. 2 lit. e bis k TROG 2022 die Widmung von Sonderflächen für 

sportliche Freianlagen und Sportanlagen mit den damit verbundenen gastronomischen 

Einrichtungen sowie die Neuerrichtung bzw. Erweiterung von Almhütten und Jausenstationen, 

letzterer jedoch nur bei Nachweis der entsprechenden Erforderlichkeit, zulässig. Weiters können 

auch Sonderflächen für bauliche Anlagen bestehender landwirtschaftlicher Betriebe ausgewiesen 

werden, soweit dadurch der Freihaltezweck nicht beeinträchtigt wird. Folgende Freihalteflächen 

für Erholungszwecke mit entsprechendem Nutzungsschwerpunkt werden ausgewiesen: 

FE-1: Sport- und Freizeiteinrichtungen 

FE-2: Golfanlagen 

FE-3: Langlaufeinrichtungen 

FE-4: Schigebiet 

FE-5: Fußballplatz mit Golfübungsanlage 

FE-6: Bade- und Liegewiesen 

FE-7: Bogensport 

FE-8: Fischzucht- und Angelsportanlagen 

(11) Im Gemeindegebiet werden folgende Bereiche aufgrund der jeweiligen 

raumordnungsfachlichen Sachverhalte als sonstige Freihalteflächen (FS) als innerörtliche 

Grünflächen festgelegt. Im Bereich sonstiger Freihalteflächen sind Sonderflächenwidmungen, die 

mit dem entsprechenden Freihaltezweck im Einklang stehen, zulässig. Der jeweilige 

Freihaltezweck ist der Beschreibung der Freihaltefläche zu entnehmen: 

FS-1: Freihalteflächen Hochwasserschutz 

FS-2: Innerörtliche Freihalteflächen Hanggrundstücke 

FS-3: Grün- und Gartenflächen im Bauverbund 

FS-4: Naturnahe KFZ-Parkierungsanlagen im freien Landschaftsraum 
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FS-5: Langfristige Vorbehaltsflächen Infrastruktur Gemeinde 

FS-6: Retentionsfläche Rückhalte Oberflächenwasser 

(12) Die generelle Siedlungsentwicklung hat in den ausgewiesenen 

Siedlungsentwicklungsbereichen zu erfolgen, wobei geringfügige Erweiterungen der 

Siedlungsbereiche in die Freihalteflächen im Zuge der Flächenwidmung unter Beachtung 

folgender Bestimmungen durchgeführt werden können: 

a) Siedlungsbereiche, die an landschaftliche oder ökologische wertvolle Freihaltebereiche 

anschließen bzw. von ihnen umschlossen werden, dürfen nicht in Richtung des freien 

Landschaftsraumes erweitert werden. Landschaftliche Freihalteflächen sind daher hinsichtlich 

möglicher Inanspruchnahme weiterer Flächen für Baulandzwecke maximalen Baulandgrenzen 

gleichzuhalten. 

b) Rein landwirtschaftliche Weilerbereiche sind von diesen Beschränkungen ausgenommen. Die 

Situierung erforderlicher landwirtschaftlicher Gebäude ist im Einzelfall zu prüfen. 

c) Zur Abgrenzung von baulichen Entwicklungsbereichen vom freien Landschaftsraum werden 

zusätzlich maximale Baulandgrenzen unter dem Aspekt einer langfristigen Erhaltung der davon 

betroffenen Freiflächen bzw. Landschaftsräume festgelegt. 

(13) Bei rechtmäßig bestehenden Nutzungen in Streulage ist die Ausweisung von ergänzenden 

Sonderflächen bzw. für Einrichtungen, die im öffentlichen Interesse gelegen sind, sowie im Falle 

bestehender Almhütten die Ausweisung als Ausflugsgasthaus oder Jausenstation im Rahmen 

einer touristischen Nebennutzung zulässig, sofern die infrastrukturellen Voraussetzungen für die 

beabsichtigte Nutzung vorliegen, die Sicherheit vor Naturgefahren gewährleistet ist und der 

Freihaltezweck der umgebenden Flächen dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

§ 4 

Siedlungsentwicklung 

(1) Das in Abstimmung mit der vorgegebenen Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung für den 

Planungszeitraum notwendige Bauland wird mit ca. 8,75 ha bestimmt. Alle Planungsmaßnahmen, 

wie die Überarbeitung bzw. Neuerlassung des Flächenwidmungsplanes, die Erstellung der 

Bebauungspläne und privatrechtliche Sicherstellung der Raumordnungsziele sind auf dieses Ziel 

abzustellen. Zur Sicherstellung der Befriedigung des sozialen örtlichen Wohnbedarfes sind 

Flächen bis zum Ausmaß von 1,0 ha im Zuge der Flächenwidmung auszuweisen. Vorzugswiese 

sind dabei Flächen der Signatur W6 gemäß Anhang zum Verordnungstext heranzuziehen. 

(2) Bei der Umsetzung des im Abs. 1 vorgegebenen Zieles ist folgendes zu beachten: 
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a) die bestehenden bebauten und unbebauten Baulandflächen sind vordringlich heranzuziehen; 

b) die in den Verordnungsplänen festgelegten Nutzungs- und Zeitzonen sowie Dichtevorgaben 

sind einzuhalten. 

c) die im Plan ausgewiesenen Baulandgrenzen dürfen nicht überschritten werden; 

d) Zur Schaffung von einheitlichen Bauplätzen im Sinne des § 2 Absatz 12 TBO 2022 oder im 

Falle einer geringfügigen Erweiterung bestehender Bauplätze ist eine Überschreitung der 

Baulandgrenzen und der maximalen Baulandgrenzen zulässig, wenn der überwiegende Teil des 

jeweiligen Bauplatzes bereits als Bauland oder Sonder- oder Vorbehaltsfläche gewidmet ist, keine 

zusätzliche Bauplatztiefe geschaffen, und im Falle des Eingriffs in ökologisch wertvolle Flächen 

der Freihaltezweck der jeweiligen Fläche nicht beeinträchtigt wird. In Bereichen, in denen eine 

Gefährdung durch Naturgefahren gegeben ist, ist durch die Festlegung einer Baugrenzlinie im 

gleichzeitig mit der Flächenwidmung zu erlassendem Bebauungsplan jedenfalls sicherzustellen, 

dass dieser Bereich von einer Bebauung freigehalten wird. 

e) Im Bereich von Baulücken sind nur Bauformen im Rahmen der bestehenden umgebenden 

Siedlungsstruktur (Bauhöhe und Baudichte) vertretbar. Weitergehende Verdichtungsmaßnahmen 

über die Strukturverhältnisse des Siedlungsgebietes hinaus sind im Falle einer unzureichenden 

Verkehrserschließung durch zu geringe Wegbreiten und fehlender Trennung von Geh- und 

Fahrverkehr im Bereich der bestehenden Baureserven nur im Zuge einer entsprechenden 

Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur vertretbar. 

f) Im Bereich landwirtschaftlich geprägter Siedlungskerne ist darauf zu achten, dass reine 

Wohngebäude nur auf jenen Flächen möglich sind, die ausdrücklich für eine Wohnbebauung 

vorgesehen sind, und wo keine wechselseitigen Beeinträchtigungen mit landwirtschaftlichen 

Betrieben zu erwarten sind. Bereiche bestehender Hofstellen sind dabei entweder als 

Sonderflächen Hofstellen oder als eingeschränktes landwirtschaftliches Mischgebiet gemäß § 40 

Abs. 7 TROG 2022 zu widmen. 

g) Die Aufnahme von Entwicklungsgebieten in den Flächenwidmungsplan als Bauland kann erst 

nach ausreichender, vollständiger Infrastrukturausstattung (Wegerschließung – ausreichende 

Wegbreiten, Möglichkeit des Winterdienstes), sichergestellte Ver- und Entsorgung (Wasser, 

Elektrizität) des betreffenden Siedlungsteiles erfolgen. Grundflächen mit rechtmäßig 

bestehenden Gebäuden können bei Erlassung des Flächenwidmungsplanes in diesen Bereichen 

wieder unmittelbar als Bauland aufgenommen werden. 

h) In bestehenden Siedlungsbereichen in Freilandlagen ist die Ausweisung von Bauland nur zur 

Schließung von Baulücken innerhalb bestehender bebauter Bereiche mit entsprechender 
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Ausweisung als Siedlungsentwicklungsgebiet zulässig. Der Betriebsablauf benachbarter 

bestehender landwirtschaftlicher Betriebe darf durch zusätzliche 

Wohnnutzungen nicht negativ beeinflusst werden. Bei der Bebauung dieser Flächen ist auf die 

harmonische Einbindung in das Landschaftsbild zu achten. Eine weitere Ausdehnung in den 

freien Landschaftsraum wird jedoch ausgeschlossen. 

i) Landschaftlich und naturräumlich wertvolle Elemente (Gewässerläufe, topographisch wichtige 

Landschaftsteile, vorhandene Vegetationskleinelemente udgl.) sind neben der Ausweisung als 

entsprechende Freihaltefläche auch in den ausgewiesenen Siedlungsentwicklungsbereichen zu 

erhalten und im Zuge der Bebauungsplanung durch die Festlegung von Baugrenzlinien vor einer 

Verbauung zu schützen. 

j) In Bereichen mit mangelnder Verkehrserschließung durch zu geringe Wegbreiten ist im Zuge 

des Neu-, Zu- und Ausbaus von Gebäuden die für die ausreichende Wegerschließung 

erforderliche Wegbreite durch Erlassung eines Bebauungsplanes unter Festlegung einer 

entsprechenden Straßenfluchtlinie zu sichern. 

(3) Zum Schutz des Ortsbildes wird die Bewahrung alter Werte - Kontraste der Bauhöhen, 

Maßstäblichkeit der Architekturformen etc. - die Rückgewinnung damit verbundener alter 

Qualitäten – insbesondere im Ortszentrumsbereich als vorrangiges Ziel festgelegt. 

(4) Die Durchgrünung des Ortszentrums wird als räumliches Entwicklungsziel festgelegt. Die 

erforderlichen Grünflächen sind insbesondere bei Neuwidmungen sicherzustellen. 

(5) Der Ortszentrumsbereich dient besonders der Erhaltung und dem Ausbau hochwertiger 

Nutzungen wie öffentlicher Einrichtungen, Gastgewerbebetrieben, Betrieben, die Waren und 

Dienstleistungen anbieten, etc. sowie von Erholungsflächen. Eine Durchmischung dieser 

Nutzungen mit Wohnnutzungen soll aufrecht erhalten bleiben, wobei die Erdgeschossnutzungen 

überwiegend den oben erwähnten Nutzungen vorbehalten bleiben sollen. 

(6) Zukünftige Handelsbetriebe sollen im Zentrumsbereich angesiedelt werden. Eine dezentrale 

Entwicklung der Versorgungsfunktionen mit einseitiger Ausrichtung auf den PKW-Verkehr soll 

dadurch vermieden werden. 

(7) Für die baulichen Entwicklungsgebiete ist in Abhängigkeit von der jeweils festgelegten 

Zeitzone und vom tatsächlichen Bedarf die Widmung als Bauland bzw. die Erstellung eines 

Bebauungsplanes zulässig. Dabei dienen die Gebiete der Zeitzone Z1 dem unmittelbaren Bedarf, 

wobei diese Flächen unmittelbar in den Flächenwidmungsplan aufgenommen werden können. 

Flächen der Zeitzone Z0 der ersten Fortschreibung werden auf Grund der zwischenzeitlich 
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durchgeführten Schutzmaßnahmen in den Zeithorizont Z1 übernommen und entsprechend 

ausgewiesen. 

(8) Unbebaute Flächen der Zeitzone A dürfen nach Maßgabe der übrigen Ziele des Örtlichen 

Raumordnungskonzeptes bedarfsbezogen im Anlassfall in den Flächenwidmungsplan als 

Bauland bzw. Sonderflächen aufgenommen werden (Bedarfsflächen). Die Neuwidmung der 

ausgewiesenen Wohnsiedlungsbereiche im Flächenwidmungsplan als entsprechendes Bauland 

ist nur zur Befriedigung des dringenden Wohnbedarfs der ortsansässigen Bevölkerung unter 

Sicherstellung des Widmungszwecks durch die Mittel der Vertragsraumordnung gemäß §33 

TROG 2022 zulässig. Bereits bebaute Flächen der Zeitzone ZA sind gemäß den Nutzungszielen 

der jeweiligen Entwicklungsbereiche unmittelbar als Bauland aufzunehmen. 

(9) Die Flächen der Zeitzone ZB dürfen nur im Rahmen einer Baulandumlegung einer Bebauung 

zugeführt werden (Flächen mit Baulandumlegung). Die unbebauten Flächen dieser Bereiche sind 

bis zur Durchführung der Baulandumlegung im Flächenwidmungsplan der Gemeinde nicht als 

Bauland auszuweisen. 

(10) Flächen der Zeitzone ZC weisen eine unzureichender Verkehrserschließung und/oder 

Infrastrukturausstattung auf (Flächen mit mangelnder Infrastruktur). Baulandwidmungen sind hier 

nur unter Sicherstellung ausreichender Erschließungsverhältnisse (ausreichende Wegbreiten 

und rechtlicher Sicherstellung entsprechender Wegerechte) und Anbindung an das öffentliche 

Kanal- und Wasserversorgungsnetz zulässig. 

(11) Die Bereiche der Zeitzone ZV stellen bereits langfristig gewidmete und noch unbebaute 

Baulandbereiche dar. Da diese Flächen seit der ersten Baulandwidmung keiner 

widmungsgemäßen Verwendung zugeführt wurden, werden diese Flächen gemäß §31 Abs. 1 lit. 

f TROG 2022 im Zuge der weiteren Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes als 

bauliche Entwicklungsbereiche ausgewiesen, die erst nach entsprechender Sicherstellung der 

widmungsgemäßen Nutzung durch den Abschluss einer privatrechtlichen Vereinbarung im Sinne 

des § 33 TROG 2022 zur Befriedung des unmittelbaren örtlichen Wohnbedarfs bebaut werden 

können. 

ZV1: Sicherstellung des überwiegenden sozialen örtlichen Wohnbedarfs im Rahmen von 

Vereinbarungen des §33 TROG 2022 und in Übereinstimmung mit den Entwicklungszielen der 

Bevölkerung gemäß dieser Verordnung und der Leistungsfähigkeit der sozialen Infrastruktur der 

Gemeinde erforderlich. Die Baustruktur ist in Übereinstimmung mit der umgebenden 

Siedlungsstruktur im Rahmen der Bebauungsplanung sicherzustellen. 

(12) Das Vorliegen eines Bedarfs nach einer Baulandwidmung bestimmter Flächen ist 

insbesondere bei familiärem Eigenbedarf insbesondere für Kinder anzunehmen. Beim Verkauf 
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von Liegenschaften zur Finanzierung erforderlicher Investitionen an bestehenden Gebäuden oder 

zur Finanzierung von neuem Wohnraum bzw. Betriebsgebäuden ist eine konkrete Bauabsicht mit 

entsprechendem örtlichem Bedarf der Grunderwerber nachzuweisen. 

(13) In baulichen Entwicklungsbereichen mit Festlegung der Bauregel BR1 sind Neu- und 

Zubauten nur im Rahmen einer Bebauung durch zwei oberirdische Geschosse mit einer 

Baumassendichte von mindestens 1 bis höchstens 1,75 gemäß §62 Abs.4 bzw. §61 TROG 2022, 

einer oberirdischen Baumasse von höchstens 850m³ umbauten Raumes zulässig. 

Dachgeschossausbauten sind bis zu einer Kniestockhöhe von 2,0 Metern (Raumhöhe innen ab 

fertigem Fußboden) im Rahmen eines Satteldaches vertretbar. Die Überschreitung dieser 

Strukturparamter ist gegebenenfalls zur Umsetzung einer den Zielen der örtlichen Raumordnung 

entsprechenden individuellen Lösung im Zuge der Erlassung eines Bebauungsplanes unter 

begleitendem Abschluss privatrechtlicher Vereinbarungen im Sinne des §33 TROG 2022 zur 

Sicherstellung des örtlichen Wohnbedarfs möglich. 

(14) In baulichen Entwicklungsbereichen mit Kennzeichnung B! sind zur Sicherstellung einer 

geordneten Verkehrserschließung und einer bodensparenden und zweckmäßigen 

Siedlungsentwicklung zwingend Bebauungspläne zu erlassen. Die jeweilige Baudichte ist unter 

Berücksichtigung der funktionellen Erfordernisse des Nutzungszweckes und den 

siedlungsstrukturellen Verhältnissen wie der Entfernung zum Ortszentrum, den Verhältnissen des 

öffentlichen Verkehrs sowie der gebietstypischen Bebauung festzulegen. Dabei ist auf eine dem 

Verwendungszweck entsprechende, bodensparende bauliche Nutzung Bedacht zu nehmen. Die 

Baudichtestufe 1 entspricht dabei einer geringer Baudichte (Baumassendichte mindestens 1,35 

bzw. Nutzflächendichte 0,3), die Baudichtestufe 2 einer mittleren Baudichte (Baumassendichte 

mindestens 1,65 bzw. Nutzflächendichte 0,45) und die Baudichtestufe 3 einer hohen Baudichte 

(Baumassendichte mindestens 2,0 bzw. Nutzflächendichte 0,6). Im Bereich der Baudichtestufe 4 

ist im Einzelfall die struktur- und nutzungsbedingt erforderliche Baudichte zu prüfen und 

gegebenfalls durch die Erlassung eines Bebauungsplanes zu regeln. Die angeführten 

Baudichtewerte der Baudichtestufen 1 bis 3 stellen dabei Richtwerte dar, die bei 

raumordnungsfachlich begründbaren Sachverhalten auch unter- bzw. überschritten werden 

können. Insbesondere ist bei bereits bebauten Grundstücken bei zwingender Erlassung eines 

Bebauungsplanes auch geringere Baudichten bei Gewährleistung einer zweckmäßigen und 

Boden sparenden Bebauung zulässig. Überschreitungen der jeweiligen Baudichtestufen sind 

dabei zur Befriedigung des familiären bzw. sozialen örtlichen Wohnbedarfs zulässig, wenn die 

siedlungsstrukturellen Voraussetzungen eine entsprechende Verdichtung zulassen. 

(15) In jenen Siedlungsbereichen, die an die Gemeindegrenze heranreichen, ist auf die jeweiligen 

Entwicklungsziele der Nachbargemeinden Bedacht zu nehmen. 
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§ 5 

Wirtschaftliche Entwicklung 

(1) Für den Bedarf der Wirtschaft sind im Zuge der Flächenwidmung bzw. Bebauungsplanung 

Flächen im Ausmaß von 3,5 ha zur baulichen Nutzung erforderlich. Unter Berücksichtigung des 

nach § 2 Abs. 2 festgelegten Zieles ist eine möglichst flexible Planungspolitik anzustreben. Zur 

Vermeidung von Nutzungskonflikten zu anderen Flächennutzungen sind folgende Zielsetzungen 

maßgeblich: 

a) Für produzierende Gewerbebetriebe sind entsprechende Flächen außerhalb des 

zusammenhängenden Wohnsiedlungsgebietes bzw. anderer nicht kompatibler Nutzungen 

vorzugsweise im Bereich des gemeinsamen Gewerbegebietes mit der Gemeinde Schwendt zu 

nutzen. 

b) Zwischen bereits bestehenden Gewerbebereichen und angrenzenden nicht kompatibler 

Nutzungen sind ausreichend breite Pufferzonen auszuweisen bzw. Bebauungsformen zu wählen, 

die für das angrenzende Gebiet eine ausreichende Schutzwirkung darstellen. 

(2) Bei der Errichtung von gewerblichen Anlagen sind generell bodensparende Bauformen 

erforderlich. 

(3) Zukünftige Dienstleistungs-, Tourismus- und Handelsbetriebe sind mit Ausnahme der 

spezifisch ausgewiesenen Entwicklungsbereiche im Ortszentrumsbereich zu konzentrieren. Die 

bestehenden Standorte sich dabei nachhaltig in ihrer Nutzung zu sichern. 

(4) Zukünftige touristische Infrastrukturen sind zur Stärkung der Zentrumsfunktion vorzugsweise 

im Ortszentrumsbereich bzw. zur Standortsicherung bestehender Einrichtungen im Anschluss an 

diese Einrichtungen zu errichten, falls dies nach der Art der Einrichtung möglich ist. 

(5) Zur Absicherung von Beherbergungsbetrieben und sonstigen Gastbetrieben können innerhalb 

der vorgegebenen Siedlungsgrenzen Tourismusgebiete ausgewiesen werden, wobei 

tourismusunabhängige Wohnnutzungen standortbedingt auszuschließen sind. 

Tourismusbetriebe, die außerhalb des zusammenhängend bebauten Siedlungsgebietes liegen, 

können als entsprechende Sonderflächen gewidmet werden, soweit dies für betriebswirtschaftlich 

sinnvolle Erweiterungen notwendig ist und die Ziele der örtlichen Raumordnung dem nicht 

entgegenstehen. 

(6) Zur Sicherung bestehender landwirtschaftlicher Betriebe ist die Errichtung von reinen 

Wohngebäuden im Umfeld der landwirtschaftlichen Betriebe nur möglich, wenn dadurch der 

Betriebsablauf des landwirtschaftlichen Betriebs nicht beeinträchtigt wird, keine wechselseitigen 
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Beeinträchtigungen zu erwarten sind und den Zielen und Festlegungen der Siedlungsentwicklung 

des § 4 entsprochen wird. 

(7) Eine Erweiterung bestehender Deponie- und Abbauflächen ist im Planungszeitraum des 

Raumordnungskonzeptes nicht vorzusehen, es sei denn, diese Erweiterungsflächen sind zur 

Renaturierung vorhandener Deponie- bzw. Abbauflächen erforderlich. Nicht von dieser 

Bestimmung betroffen sind reine Schotterdeponien und Bauaushubdeponien. 

§ 6 

Verkehrserschließung, Lösung von Verkehrsproblemen 

(1) Bei der Ausweisung von Siedlungs- und Wirtschaftsgebieten ist darauf zu achten, dass 

kostenintensive Erschließungen ausgeschlossen werden. Zu diesem Zweck sind zentrumsnahe 

Baulandlücken zu schließen. Bei Widmung größerer Baulandflächen sind zur Kostenübernahme 

der Verkehrserschließungen durch die Grundeigentümer privatrechtliche Vereinbarungen 

abzuschließen. 

(2) Dem Fußgänger- und Radfahrerverkehr ist im öffentlichen Straßenraum erhöhte Priorität 

beizumessen. Dies gilt auch im Hinblick auf die Erreichbarkeit von öffentlichen Einrichtungen und 

von Erholungsräumen. Die Errichtung eines Fuß- und Radwegnetzes zur fußläufigen Verbindung 

der einzelnen Ortsteile und der Sport- und Freizeitinfrastrukturen in der Gemeinde bzw. zur 

Herstellung eines regionalen Fuß- und Radwegnetzes ist ein Hauptziel der 

Infrastrukturinvestitionen der Gemeinde. Bei regionalen Verbindungen ist das Einvernehmen mit 

den Nachbargemeinden herzustellen. 

(3) In den Siedlungsbereichen sind im Zuge der Flächenwidmung und Bebauungsplanung nach 

Möglichkeit eigenständige fußläufige Erschließungsnetze bzw. Verbindung des öffentlichen 

Straßennetzes mit dem Naherholungsraum sicherzustellen. 

§ 7 

Entwicklung der sonstigen Infrastruktur 

(1) Unter Bedachtnahme auf die Finanzierbarkeit der Infrastruktureinrichtungen für den 

Gemeindehaushalt hat die Errichtung der Wasserversorgungs- und 

Abwasserentsorgungseinrichtungen in Abstimmung mit der festgelegten Baulandentwicklung 

vordringlich in den zentrumsnahen Baulandreservegebieten zu erfolgen. Die Siedlungsgrenzen 

nicht erschlossener Siedlungsteile dürfen nicht erweitert werden. 



Verordnungstext zur 2. Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes Seite 13 

Örtliches Raumordnungskonzept der Gemeinde Kössen – GR 07.05.2025 

(2) Die Umgebungs- bzw. Einzugsbereiche von Quellenstandorten und Grundwassernutzungen 

sind unter Beachtung der einschlägigen Rechtsvorschriften jeglicher beeinträchtigenden 

Bebauung oder Sondernutzung freizuhalten. 

(3) Die Versorgung des Baulandes mit elektrischer Energie ist sichergestellt. Netzergänzungen 

im Bereich der noch unversorgten Baulandreserven sind nach Maßgabe der finanziellen 

Möglichkeiten kurzfristig möglich. 

(4) Zur Verwirklichung der Ziele des Örtlichen Raumordnungskonzeptes ist die widmungsmäßige 

Absicherung für Vorbehaltsflächen für den Gemeinbedarf nach § 52 TROG 2022 und 

ergänzender Flächen der sozialen Infrastruktur erforderlich. Dabei kommt der Ausweisung von 

Vorbehaltsflächen nach § 52 TROG 2022, sowie den privatrechtlichen Vereinbarungen nach § 33 

TROG 2022 besondere Bedeutung zu. 

§ 8 

Besondere behördliche Maßnahmen 

(1) Der Flächenwidmungsplan der Gemeinde Kössen ist auf Widersprüche zu den Bestimmungen 

des örtlichen Raumordnungskonzeptes zu überprüfen und innerhalb von zwei Jahren ab 

Inkrafttreten der Fortschreibung anzupassen. 

(2) Im Flächenwidmungsplan können sodann jene Grundflächen unmittelbar als Bauland, 

Sonderflächen bzw. Vorbehaltsflächen ausgewiesen werden, welche mit der Zeitzone 1 

ausgewiesen sind, bzw. deren unmittelbare Ausweisung als Bauland zur Deckung des Bedarfs 

erforderlich ist. 

(3) Für bestehende Tourismusbetriebe, die einen Beherbergungsgroßbetrieb im Sinne des § 48 

TROG 2022 darstellen, können im Flächenwidmungsplan Sonderflächen für 

Beherbergungsgroßbetriebe gewidmet werden. Die konkrete Begrenzung der zulässigen 

Zimmer- bzw. Bettenanzahl ist unter Bedachtnahme auf die umgebende Siedlungsstruktur 

vorzunehmen. Die Widmung von Sonderflächen für Beherbergungsgroßbetriebe ist für neu zu 

errichtende Beherbergungsgroßbetriebe nach Maßgabe der Bestimmungen des § 48 Abs. 3 

TROG 2022 zulässig. 

(4) Im Bereich der bestehenden Schotterabbauflächen sind durch Maßnahmen der 

Flächenwidmung im Bedarfsfalle Sonderflächenwidmungen für den Abbau und für ergänzende 

Nutzungen zulässig, soweit sie nicht mit anderen Bestimmungen dieser Verordnung im 

Widerspruch stehen. 
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(5) Entsprechend der Zählerlegende des Entwicklungsplanes sind folgende generelle 

Entwicklungsziele bzw. Maßnahmen im Zuge der Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung zu 

berücksichtigen: 

Zentrumsnutzung (K)  

Index K1: Zentrumsbereiche mit ausgeprägter Versorgungsfunktion. Über die Festlegungen 

des Flächenwidmungsplanes ist eine Fortführung der gemischten Nutzungsstruktur mit 

öffentlichen Einrichtungen, Handels-, Dienstleistungs- und Gastgewerbebetrieben bzw. 

Wohnnutzung sicherzustellen. In der Erdgeschossebene sind dabei überwiegend rein 

öffentliche bzw. gewerblich Nutzungen zu sichern. Im Zuge der Flächenwidmung sind zur 

Sicherstellung dieses Zieles Sonderflächen mit Teilefestlegungen durchzuführen, wobei 

Wohnnutzungen mit Ausnahme von erforderlichem Wohnraum für den eigenen familiären 

Wohnbedarf auf die Obergeschossebenen zu beschränken sind. Bei der Erstellung der 

Bebauungspläne sind die besonderen Verhältnisse des historisch gewachsenen 

Dorfzentrums hinsichtlich der Baustruktur (Baukubaturen, Abstandsverhältnisse, 

architektonische Gliederung, räumliche Verhältnisse etc.) zu berücksichtigen. 

Index K2: Grundsätzlich sind die Bestimmungen des Index K1 anzuwenden. Wohnnutzungen 

sind hier jedoch auch in der Erdgeschossebene zulässig. 

Wohnnutzung (W)  

Wohnen Index W1: Wohnbereiche mit einer einheitlichen Siedlungsstruktur, die vorwiegend 

durch freistehende Wohngebäude in offener Bauweise und teils größeren inneren 

Baureserven geprägt werden. Infolge der bestehenden Infrastrukturausstattung und der 

Lage in Siedlungszentren können diese Flächen bei Bedarf unmittelbar in den 

Flächenwidmungsplan aufgenommen werden. Im Falle der Lage an 

Haupterschließungswegen bzw. ausreichender Verkehrserschließung ist die 

Durchmischung mit wohnverträglichen gewerblichen Nutzungen möglich. 

Wohnen Index W2: Siedlungsbereiche mit gemischter Baustruktur aus freistehenden 

Wohngebäuden und verdichtetem Wohnbau (Einfamilienhäuser in gekuppelter Bauweise, 

Reihenhausanlagen etc.). Eine Kombination mit Geschoßwohnungsbauten mit geringer 

Geschossanzahl ist möglich. Grünflächen sind im Falle höherer Baudichten im Inneren des 

Siedlungsgebietes in ausreichendem Ausmaß vorzusehen. Neuwidmungen als Bauland 

auch ehemals gewidmeter Baulandbereiche sind nur zur Befriedigung des überwiegend 

familiären und sozialen örtlichen Wohnbedarfs zulässig. 
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Wohnen Index W3: Streusiedlungen im freien Landschaftsraum mit überwiegender reiner 

Wohnnutzung. Nach Schließung der bestehenden Baulücken ist eine weitere Entwicklung 

ausgeschlossen. Die bestehende Siedlungsstruktur ist nach Maßgabe des Orts- und 

Landschaftsbildes durch entsprechende Bestimmungen in den Bebauungsplänen maßvoll 

zu verdichten. Bei unmittelbarer Nähe zu landwirtschaftlichen Nutzungen ist bei der Bildung 

von Bauplätzen darauf zu achten, dass der landwirtschaftliche Betriebsablauf nicht 

behindert oder erschwert wird, und Nutzungskonflikte vermieden werden. Im Falle der Lage 

an überörtlichen Verkehrswegen ist die Widmung als gemischtes Wohngebiet zulässig. 

Index Wohnen W3.1: Zusätzlich zu den Bestimmungen des Index W3 ist hier zu beachten: Im 

Rahmen weiterer Schritte (Flächenwidmung, Bau-vorhaben, etc.) ist ein Gutachten einer 

Fachperson für Geologie / gravitative Naturgefahren bzw. die Ausarbeitung eines Projektes 

zur Steinschlaggefährdung einzuholen. Je nach Beurteilung sind eventuell dem Stand der 

Technik entsprechende technische Maßnahmen gegen die Einwirkung von 

Steinschlagprozessen zu planen und umzusetzen. Der Untergrund per se (im 

Änderungsbereich) zeigte oberflächlich scheinbar festen Fels. Dieser ist jedoch nicht als 

anstehend zu interpretieren. Es handelt sich vermutlich viel mehr um grobes Blockwerk 

(Findlinge). Daher muss bei einem Bodenaushub mit Bodenklasse 6-7 nach Ö-NORM 

B2205 gerechnet werden. Im Hinblick auf zukünftige Planungen muss weiters darauf 

geachtet werden, dass ein entsprechender Abstand (mindestens 2 m) zur Geländekante im 

Südosten eingehalten wird und etwaige Versickerungen in einem ausreichenden Abstand 

zur steilen Böschung liegen. 

Wohnen Index W4: Geschoßwohnungsbau. Bereiche mit überwiegend 

Geschosswohnungsbauten mit entsprechenden Geschossanzahlen und Baukubaturen. Zu 

angrenzenden Gebieten mit Einfamilienhausstruktur sind Übergänge hinsichtlich 

Gebäudehöhe und/oder in Kombination mit erweiterten Abstandsflächen zu 

berücksichtigen. 

Wohnen Index W5: Vorsorgebereiche für den Wohnbedarf der ortsansässigen Bevölkerung. 

Flächen dieser Entwicklungsbereiche sind in den Flächenwidmungsplan nur im Falle des 

familiären Eigenbedarfs bzw. bei Abschluss entsprechender privatrechtlicher 

Vereinbarungen zur Sicherstellung des überwiegend sozialen örtlichen Wohnbedarfs unter 

Beachtung der Grundsätze des §31a TROG 2022 aufzunehmen. 

Index Wohnen W5.1: Zusätzlich zu den Bestimmungen des Index W5 ist hier zu beachten: Ist 

aufgrund vor ungünstigen Untergrundverhältnissen nur eine Ableitung der 

Niederschlagswässer über fremde Grundstücke in einen nahegelegenen Vorfluter möglich, 

so ist vor einem allfälligen Widmungsverfahren die entsprechenden Zustimmungs-
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erklärungen der Grundeigentümer einzuholen. Sollten im Zuge eines Baugrundaushubes 

die in der geologischen Karte vermerkte Fern-/Grundmoräne bzw. die Festgesteine des 

Unterinntal-Tertiärs anstehen, ist mit einer stark eingeschränkten Sickerfähigkeit zu 

rechnen. Dann ist in der Planung eine retentierte Einleitung in einen Vorfluter oder 

nahgelegenen Kanal zu berücksichtigen. 

Index Wohnen W5.2: Zusätzlich zu den Bestimmungen des Index W5 ist hier zu beachten: Im 

Zuge der Bebauung der Flächen ist eine landschaftspflegerische Begleitplanung 

durchzuführen. Sollten bei künftigen Vorhaben Untergrundeingriffe in Form von 

Erdwärmesonden, Grundwassernutzungen, etc. vorgesehen sein, ist auf benachbarte, 

bereits bestehende fremde Wasserrechte / Grundwassernutzungen 

(Grundwasserentnahmen und Grund-wasserrückgaben) Bedacht zu nehmen.  

Wohnen Index W6: Baulicher Entwicklungsbereich des ausschließlich geförderten Wohnbaus 

unter Beachtung der Grundsätze des § 52a TROG 2022. Die dazu erforderlichen Flächen 

der Verkehrserschließung sind in das öffentliche Wegegut der Gemeinde abzutreten. 

Wohnen Index W7: Überwiegend noch unbebaute und zentrumsnahe Wohnbereiche und 

bestehender Baulandwidmung ohne öffentliche Wegerschließung. Unter Gewährleistung 

einer ausreichenden Infrastrukturausstattung können diese Flächen bei Bedarf in den 

Flächenwidmungsplan als Bauland aufgenommen werden. Zur Sicherstellung einer 

geordneten Siedlungsentwicklung und Verkehrserschließung ist die Erlassung eines 

Bebauungsplanes bzw. die Erstellung einer Bebauungsstudie für den gesamten betroffenen 

Siedlungsbereich erforderlich. Im Zuge der Bebauungsplanung ist insbesondere bei 

Hanglagen auf eine harmonische Einbindung in das Orts- Strassen- und Landschaftsbild 

zu achten. 

Öffentliche Nutzung (Ö)  

Einrichtungen der technischen und sozialen Infrastruktur der Gemeinde. Im Falle einer 

Situierung im freien Landschaftsraum ist hinsichtlich der baulichen Ausführung auf eine 

möglichst schonende Eingliederung in das Landschaftsbild zu achten. Die 

Inanspruchnahme von zusätzlichen Flächen der anschließenden land- und 

forstwirtschaftlichen Freihalteflächen im Bereich bestehender öffentlicher 

Infrastruktureinrichtungen ist für erforderliche Erweiterungen in geringfügigem Ausmaß und 

bei konkretem Bedarf möglich. Ergänzende Nutzungen zu jeweils festgelegten Zweck sind 

nach Maßgabe der konkreten raumordnungsfachlichen Beurteilung zulässig. 

Öffentliche Nutzung Index Ö1: Sport- und Freizeiteinrichtungen 
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Öffentliche Nutzung Index Ö2: Einrichtungen der sozialen Infrastruktur: Schulen, 

Kindergärten, Seniorenheim etc. 

Öffentliche Nutzung Index Ö3: Vorsorgeflächen für öffentliche Nutzungen. Diese 

Grundflächen sind vor Verbauung mit Gebäuden nicht öffentlicher Nutzung zu schützen. 

Falls die Art der Nutzung eine Kombination mit einer Wohnnutzung 

(Geschosswohnungsbau) zulässt, kann dies durch entsprechende Festlegungen im 

Flächenwidmungsplan ermöglicht werden. 

Öffentliche Nutzung Index Ö4: Kirche und Friedhof 

Öffentliche Nutzung Index Ö5: Feuerwehr und Veranstaltungszentrum mit ergänzenden 

Nutzungen 

Öffentliche Nutzung Index Ö6: Anlagen und Einrichtungen der technischen Infrastruktur 

Öffentliche Nutzung Index Ö7: Sozialzentrum 

Touristische Nutzungen (T)  

Tourismus Index T1 Gemischte Tourismusstandorte: Gemischte Siedlungsstruktur aus 

touristischer Nutzung (ohne Beherbergungsgroßbetriebe) und Wohnnutzung. Durch 

geeignete Festlegungen im Zuge der Flächenwidmung und Bebauungsplanung ist eine 

harmonische Bau- und Nutzungsstruktur sicherzustellen. 

Tourismus Index T2: Reine Tourismusstandorte - Die Inanspruchnahme von zusätzlichen 

Flächen der anschließenden land- und forstwirtschaftlichen Freihalteflächen im Bereich 

bestehender Tourismusbetriebe ist für betriebsnotwendige Erweiterungen in geringfügigem 

Ausmaß und bei konkretem Bedarf möglich. Die Einbindung der baulichen Anlagen in das 

Orts- und Landschaftsbild ist auch im Falle von Sonderflächen mit Bebauungsplänen 

sicherzustellen. Reine Wohnnutzungen sind durch entsprechende Festlegungen im 

Flächenwidmungsplan auszuschließen. 

Tourismus Index T3: Vorsorgebereich für touristische Einrichtungen im Sinne der 

Bestimmungen des Index T2 – Entsprechende Bestimmungen sind im 

Flächenwidmungsplan bzw. in den Bebauungsplänen bei unmittelbarem Bedarf 

festzulegen. Ansonsten sind nur Einrichtungen, die im öffentlichen Interesse gelegen sind, 

zulässig. Bei Bedarf ist im Flächenwidmungsplan eine entsprechende 

Sonderflächenwidmung vorzunehmen. Reine Wohnnutzung ist durch entsprechende 

Festlegungen im Flächenwidmungsplan auszuschließen. 
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Tourismus Index T4: Ergänzungsflächen zu reinen Tourismusstandorten - Die Einbindung der 

baulichen Anlagen in das Orts- und Landschaftsbild ist auch im Falle von Sonderflächen 

mit Bebauungsplänen sicherzustellen. Reine Wohnnutzung ohne betrieblichen 

Zusammenhang ist durch entsprechende Festlegungen im Flächenwidmungsplan 

auszuschließen. 

Gewerbliche Mischnutzung (M)  

Gewerbliche Mischnutzung Index M1: Gemischte Siedlungsstruktur aus wohnverträglichem 

Kleingewerbe und Wohnnutzung (Einfamilienhäusern) in offener Bauweise. Durch 

geeignete Festlegungen ist auf die Vermeidung von Nutzungskonflikten im 

Flächenwidmungsplan Bedacht zu nehmen. Im Zuge der Flächenwidmung ist struktur- und 

nutzungsbezogen vorzugsweise gemischtes Wohngebiet oder strukturabhängig 

allgemeines Mischgebiet auszuweisen. 

Gewerbliche Mischnutzung Index M2: Gemischt genutzte Gewerbeflächen in 

nutzungssensiblen Bereichen. Diese Bereiche befinden sich in unmittelbarer Nähe von 

Wohnnutzungen und/oder die verkehrsmäßige Erschließung dieser Bereiche erfolgt durch 

Wohngebiete. Reine Wohnnutzungen bzw. reine Handelsfunktionen für den täglichen 

Bedarf sind durch entsprechende Festlegungen im Flächenwidmungsplan auszuschließen. 

Die Flächenwidmung kann nur im konkreten Bedarfsfall zur Ansiedlung eines bestimmten 

Gewerbebetriebes erfolgen. Zur Sicherstellung dieses Zieles sind entsprechende 

privatrechtliche Vereinbarungen abzuschließen. Die Ansiedlung stark emittierender bzw. 

Verkehr erregender Betriebe ist durch geeignete Festlegungen im Flächenwidmungsplan 

auszuschließen. Zum Schutze naher bzw. angrenzender Wohngebietsflächen sind 

ausreichend Pufferzonen vorzusehen. Eine Erweiterung der Flächen kann nur dann 

erfolgen, wenn dadurch benachbarte Nutzungen nicht beeinträchtigt werden. 

Wohnnutzungen sind auf Betreiberwohnungen bzw. Wohnungen für das Wartungs- und 

Aufsichtspersonal und betriebszugehörige Personalunterkünfte zu beschränken. 

Gewerbliche Mischnutzung Index M3: Gewerbebereich für vorwiegend produzierende 

Betriebstypen gemischt mit Wohnnutzung. Handelsfunktionen für den täglichen Bedarf und 

stark Verkehr erregende oder Umwelt belastende Betriebstypen sowie reine Lager- und 

Transportbetriebe sind durch entsprechende Festlegungen im Flächenwidmungsplan 

auszuschließen. 

Gewerbliche Mischnutzung Index M4: Gewerbe- und Dienstleistungszone gemischt mit 

Wohnnutzung. Der Erdgeschossbereich der baulichen Anlagen soll hauptsächlich 
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betrieblichen Nutzungen in den Bereichen Dienstleistung und wohngebietsverträglichen 

Gewerbe- bzw. Handelsformen vorbehalten bleiben. Zur Sicherung einer eventuell späteren 

betrieblichen Nutzung sind durch geeignete Vorgaben im Zuge von Bauverhandlungen 

zumindest die bautechnischen Grundvoraussetzungen hierfür zu schaffen. 

Index M5: Mischnutzung mit vorwiegend betrieblicher Nutzung im Erdgeschoß. Analog zur 

Index M4. Zusätzlich sind in der Erdgeschoßebene betriebsunabhängige Wohnnutzungen 

mit Ausnahme der Befriedigung des eigenen familiären Wohnbedarfs zu beschränken. 

Gewerbliche Nutzungen (G)  

Gewerbe Index G1: Gewerbebereich für vorwiegend produzierende Betriebstypen. 

Handelsfunktionen für den täglichen Bedarf und stark Verkehr erregende oder Umwelt 

belastende Betriebstypen sowie reine Lager- und Transportbetriebe sind durch 

entsprechende Festlegungen im Flächenwidmungsplan auszuschließen. Wohnnutzungen 

sind auf den Bestand zu beschränken. 

Gewerbe Index G2: Gewerbeflächen in nutzungssensiblen Bereichen. Diese Bereiche 

befinden sich in unmittelbarer Nähe von Wohnnutzungen und/oder die verkehrsmäßige 

Erschließung dieser Bereiche erfolgt durch Wohngebiete. Die Ansiedlung stark 

emittierender bzw. Verkehr erregender Betriebe ist durch geeignete Festlegungen im 

Flächenwidmungsplan auszuschließen. Zum Schutze naher bzw. angrenzender 

Wohngebietsflächen sind ausreichend Pufferzonen vorzusehen. Eine Erweiterung der 

Flächen kann nur dann erfolgen, wenn dadurch benachbarte Nutzungen nicht beeinträchtigt 

werden. 

Gewerbe Index G3: Regionales Gewerbegebiet der Gemeinden Kössen und Schwendt. Bei 

der Ansiedlung von Gewerbebetrieben stehen arbeitsplatzintensive Betriebe im 

Vordergrund. Gewerbebetriebe mit hohem Flächenverbrauch und geringem 

Arbeitsplatzangebot sind im Zuge der Flächenwidmung auszuschließen. Vor Widmung 

einzelner Bauplätze ist ein einheitliches Erschließungskonzept mit möglichst flexibler 

Grundstücksteilung zu erstellen. Die harmonische Einbindung des baulichen 

Entwicklungsbereiches in den freien Landschaftsraum ist im Zuge einer 

landschaftspflegerischen Begleitplanung durch geeignete Maßnahmen zu gewährleisten. 

Dabei ist jedenfalls die nördlich das Gebiet begrenzende Hangkante zu erhalten und durch 

Bepflanzung (Feldgehölze) zu gestalten. Der Bebauungsplanung ist ein Gesamtkonzept 

der baulichen Entwicklung der Gewerbeflächen zu Grunde zu legen. Insbesondere ist dabei 

eine Visualisierung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu berücksichtigen und 
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durch entsprechende Maßnahmen eine harmonische Einbindung in den Landschaftsraum 

zu gewährleisten. Erforderliche Verkehrsmaßnahmen: Die innere verkehrstechnische 

Erschließung des Gewerbegebietes (Vk-2) hat durch die Schaffung eines Linksabbiegers 

zu erfolgen. Die bestehende Anbindung an die Landesstrasse ist aufzulösen. 

Gewerbe Index G4: Gewerbebereich mit Handelsfunktionen. Umwelt belastende 

Betriebstypen sowie reine Lager- und Transportbetriebe sind durch entsprechende 

Festlegungen im Flächenwidmungsplan auszuschließen. Wohnnutzungen sind nur im 

Rahmen von Personalunterkünften zulässig. Im Zuge der Flächenwidmung sind 

wesentliche Beeinträchtigungen angrenzender anderer bestehenden Nutzungen 

auszuschließen. 

Landwirtschaftliche Nutzungen (L)  

Landwirtschaft Index L1: Gemischte landwirtschaftlich dominierte Siedlungsstruktur aus 

vorwiegend landwirtschaftlichen Nutzungen und wohnverträglichen gewerblichen 

Nutzungen mit Wohnnutzungen. Der landwirtschaftlich geprägte Charakter dieser Ortsteile 

ist zu erhalten. Die Schaffung von Bauplätzen ist zur Vermeidung von Nutzungskonflikten 

in untergeordnetem Ausmaß und unter Beachtung eines geeigneten Abstandes zu 

betrieblichen Einrichtungen möglich. 

Landwirtschaft Index L2: Rein landwirtschaftliche Baulandbereiche. In diesen Bereichen sind 

bei Bestand einer landwirtschaftlichen Nutzung ausschließlich Widmungen im Rahmen der 

Landwirtschaft zulässig. Im Falle von Baulandwidmungen als landwirtschaftliches 

Mischgebiet sind Beschränkungen der reinen Wohnnutzung im Sinne der Bestimmungen 

des § 40 Abs. 6 oder Abs. 7 TROG 2022 vorzunehmen. Im Falle des Auflassens der 

landwirtschaftlicher Nutzungen sind die Bestimmungen des Indes L1 anzuwenden, solange 

keine anderen landwirtschaftlichen Nutzungen im unmittelbaren Umfeld dadurch 

beeinträchtigt werden. 

Sondernutzungen im freien Landschaftsraum (S)  

Sonderflächenwidmungen sind nach Maßgabe der besonderen Standortgegebenheiten 

zulässig. Die Inanspruchnahme von zusätzlichen Flächen der anschließenden land- und 

forstwirtschaftlichen Freihalteflächen im Bereich bestehender Sondernutzungen ist für 

erforderliche Erweiterungen in geringfügigem Ausmaß und bei konkretem Bedarf möglich. 

Die konkrete Nutzungsfestlegung ist dem Index zu entnehmen. 

Sondernutzung Index 1: Gewerblicher Sonderstandort mit Betreiberwohnung 
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Sondernutzung Index 2: Campingplatz mit ergänzenden touristischen Einrichtungen 

Sondernutzung Index 3: Tourismusbetrieb in standortbedingter Lage 

Sondernutzung Index 4: Sportzentrum mit Betreiberwohnungen und untergeordneten 

gastronomischen Einrichtungen 

Sondernutzung Index 5: Gewerbebetrieb mit Sonderstandort 

Sondernutzung Index 6: Fischzuchtanlage mit gastronomischen Nebeneinrichtungen 

Sondernutzung Index 7: Sport- und Freizeitanlagen 

Sondernutzung Index 8: Landwirtschaftliche Hofstelle mit Hackschnitzelerzeugung und -

handel 

Sondernutzung Index 9: Anlagen des ruhenden Verkehrs 

Sondernutzung Index 10: Gasthaus und Wallfahrtskappelle Klobenstein 

Sondernutzung Index 11: Garage mit Werkstatt und Tankraum 

Sondernutzung Index 12: Personalwohnhaus und PKW-Abstellflächen; touristische 

Freizeiteinrichtungen 

Sondernutzung Index 13: Hundeabrichteplatz mit Vereinsgebäude 

Sondernutzung Index 14: Bauhof und Betriebswohnung 

Sondernutzung Index 15: Sand- und Schotteraufbereitungsanlagen; Betonwerk - 

Betriebsgebäude mit Betreiberwohnung bzw. Wohnungsbestand 

Sondernutzung Index 16: Berggasthof mit Betreiberwohnung 

Sondernutzung Index 17: Landmaschinenwerkstätte 

Sondernutzung Index 18: Reithalle 

Sondernutzung Index 19: Verkauf, Technik und Serviceleistungen an Paragleitern mit 

Betreiberwohnung 

Sondernutzung Index 20: Almhütte mit Jausenstation 

Sondernutzung Index 21: Heizwerk (Landschaftspflegerische Begleitmaßnahmen 

erforderlich) 
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Rückwidmungsbereiche

In den folgenden  Bereichen  liegen  Widmungen  vor, die im Zuge  der Überarbeitung  des

FIächenwidmungsplanes  mangels  entsprechender  Standortvoraussetzungen  in das

Freiland  rückzuwidmen  sind:

R1 : Bereich  Camping  Seemühle

PrivatwirtschaftIiche  Maßnahmen

Zur  Erreichung  der Ziele  der örtlichen  Raumordnung  sind  im  Bedarfsfall  privatrechtliche

Vereinbarungen  im Sinne  des  §33  TROG  2022  abzuschließen.

§9

Schlussbestimmungen

Das örtliche  Raumordnungskonzept  tritt im Sinne  des  § 67 Abs.  1 TROG  2022  mit dem  Ablauf

des letzten  Tages  der  Kundmachungsfrist  in Kraft.

Für  den Gemeinderat  der  Gemeinde  Kössen

Der  Bürgermeister  der  Gemeinde  Kössen

Flörl

Örtliches  Raumordnungskonzept  der  Gemeinde  Kössen  -  GR 07.05.2025
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SCHLUSSBERICHT DER STRATEGISCHEN UMWELTPRÜFUNG  
 
Nach Durchführung der zwei Auflagen zur Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes wird 

der Verordnungsplan und der dazugehörende Verordnungstext durch den Gemeinderat der Gemeinde 

Kössen endgültig beschlossen. 

 
Der erste Auflageentwurf wurde unter Befassung der zuständigen Umweltbehörden geprüft, wobei 

festgestellt wurde, dass durch die im Zuge der Fortschreibung neu ausgewiesenen baulichen 

Entwicklungsbereiche keine wesentlichen Umweltauswirkungen erfolgen. Entsprechende Auflagen der 

Behörden wurden zB. durch Festlegung entsprechender Freihaltebereiche bzw. der zwingenden 

Erlassung von Bebauungsplänen insbesondere zur Festlegung von absoluten Baugrenzlinien zu 

Naturgefahren oder der Festlegung entsprechender Bedingungen für eine Baulandwidmung (siehe dazu 

in den einzelnen Entwicklungssignaturen in Kombination mit den Bestimmungen des §4 

Verordnungstext) entsprochen. 

Im Zuge des zweiten wurden wenige geringfügige Änderungen unter Berücksichtigung der 

Bestandserhebung und der im Zuge des ersten Auflageverfahrens eingelangten Stellungnahmen 

durchgeführt, wobei für die Änderungsbereiche bei den betroffenen Umweltbehörden entsprechende 

Stellungnahmen berücksichtigt wurden. 

Bei den ausgewiesenen baulichen Entwicklungsbereichen der Auflageentwürfe wurde keine wesentliche 

Umweltrelevanz festgestellt. 

  

FreeText
Anlage 2
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SCHLUSSBERICHT DER STRATEGISCHEN UMWELTPRÜFUNG: 
 
 
1 Aufgabenstellung 
 
Die Gemeinde Kössen beabsichtigt, die 2. Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes der 

Gemeinde durchzuführen. 

Diese erfolgt auf Grund der gesetzlichen Verpflichtung des Tiroler Raumordnungsgesetzes gemäß TROG 

2022. Das fortgeschriebene Örtliche Raumordnungskonzept umfasst dabei das gesamte 

Gemeindegebiet von Kössen. 

 
 
2 Grundlagen 
 

Bestandserhebung und Strategische Umweltprüfung im Zuge der Fortschreibung des Örtlichen 

Raumordnungskonzeptes 

Umweltbericht zur Fortschreibung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes 

Stellungnahmen der Umweltbehörden zum ersten Auflageentwurf (siehe dazu im Einzelnen im 
Umweltbericht) 
Stellungnahmen der betroffenen Umweltbehörden im Zuge des zweiten Auflageverfahrens (siehe 
Anhang) 
 
 
3 Verfahren 
 
Im Vorfeld des Verfahrens wurden die bei der Gemeinde vorliegenden Widmungsansuchen auf eine 

Vertretbarkeit mit den generellen Zielbestimmungen der örtlichen Raumordnung geprüft und nur jene 

Bereiche als neue bauliche Entwicklungsbereiche im ersten Auflageentwurf berücksichtigt, für die 

gemäß Vorbeurteilung der zuständigen Umweltbehörden und Beiziehung der Aufsichtsbehörde keine 

wesentlichen Umweltauswirkungen festgestellt wurden. 

Auf Basis des Rechtsbestandes des Örtlichen Raumordnungskonzeptes wurde der Verordnungsplan der 

Gemeinde überarbeitet und gemäß Bestandserhebung des Örtlichen Raumordnungskonzeptes 

hinsichtlich der Nutzungsfestlegungen, der Baudichteregelung bzw. Regelung der zwingenden 

Bebauungsplanung in entsprechender Weise angepasst. 

Da im zweiten Auflageverfahren keine weiteren Stellungnahmen eingebracht wurden liegen die 

Voraussetzungen für den Endbeschluß der 2. Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes vor. 
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4 Einbeziehung von Umwelterwägungen und die Berücksichtigung der einzelnen Stellungnahmen 
 
In den einzelnen Verfahrensschritten wurde zum Gesamtentwurf bzw. zu den durchgeführten 

Änderungen Stellungnahmen der belangten Behörden (zuständige Dienststelle der Wildbach- und 

Lawinenverbauung, Baubezirksamt Kufstein Wasserwirtschaft, Baubezirksamt Kufstein Straßenbau, BH 

Kitzbühel Umwelt, Bezirkshauptmannschaft Kitzbühel Bezirksforstinspektion und Abteilung Krisen- und 

Gefahrenmanagement Landesgeologie) eingeholt. Die durchgeführten Änderungen unter 

Berücksichtigung der Stellungnahmen der betroffenen Grundeigentümer wurden dabei im Hinblick auf 

die jeweiligen Umweltauswirkungen als vertretbar beurteilt bzw. durch die Festlegung entsprechender 

zusätzlicher Maßnahmen (zwingende Erlassung eines Bebauungsplanes in den potenziell durch 

Naturgefahren gefährdeten Bereichen bzw. durch Berücksichtigung in Ausweisung als entsprechende 

Freihalteflächen) berücksichtigt. 

 
Die durchgeführten Maßnahmen der Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes 

beschränken sich auf wenige Erweiterungen der baulichen Entwicklungsbereiche und der Überarbeitung 

der Dichtebestimmungen bzw. Zeitzonen und der erforderlichen Maßnahmen in den jeweiligen 

Entwicklungssignaturen der einzelnen baulichen Entwicklungsbereiche, wobei zum Teil eine zwingende 

Erlassung des Bebauungsplanes bzw. die Berücksichtigung entsprechender Bauregeln verankert wurde. 

Darüber hinaus wurde aufgrund des Baulandüberhanges in Abhängigkeit der jeweils vorliegenden 

Verhältnisse (Grundstücksstruktur, infrastrukturelle Ausstattung, Bedarf) Bereiche für die Erlassung 

vorübergehender Bauverbote im Zuge der Änderung des Flächenwidmungsplanes ausgewiesen. Die 

funktionellen Zielbestimmungen in den einzelnen baulichen Entwicklungsbereichen wurden dabei im 

Wesentlichen unverändert übernommen. Diese Änderungen wurden unter Berücksichtigung des 

vorhandenen Nutzungs- und Baubestandes im Interesse einer möglichst harmonischen 

Weiterentwicklung der Siedlungsbereiche vorgenommen. 

Die Unterscheidung der Freihaltekategorie der ausgewiesenen Freihalteflächen beruht auf der 

naturkundefachlichen Bestandserhebung und Beurteilung durch Mag. Michael Indrist, Ingenieurbüro für 

Ökologie, wobei die Ausweisung der ökologischen und landschaftlichen Freihalteflächen sich auf die 

Beurteilung bzw. Empfehlungen dieses Ingenieurbüros beziehen. 

Umweltrelevante Konfliktsituationen bestehen nur geringfügig in Baulandbereichen bzw. in neuen 

baulichen Entwicklungsbereichen, in denen zum Teil naturräumliche Gefährdungslagen vorliegen. 

Gemäß der durchgeführten Strukturuntersuchung ergeben sich in den neuen Siedlungsbereichen keine 

wesentlichen umweltrelevanten Problembereiche. Im Zuge der weiteren raumordnerischen Bearbeitung 

(Flächenwidmung und Bebauungsplanung) sind die entsprechenden Voraussetzungen für eine bauliche 

Nutzung zu schaffen. 
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Aufgrund des vorgegebenen, engen Handlungsspielraumes ergeben sich in Summe keinerlei erheblichen 

Umweltauswirkungen, da insbesondere auf eine großflächige Ausweisung neuer baulicher 

Entwicklungsbereiche aufgrund der bereits bestehenden baulichen Entwicklungsbereiche verzichtet 

werden konnte und die bestehenden Siedlungsränder durch die Ausweisung der einzelnen neuen 

baulichen Entwicklungsbereiche nur in den einzeln dargestellten Bereichen gemäß Darstellung im 

Umweltbericht unter positiver Beurteilung der zuständigen Umweltbehörden überschritten werden. 

Aufgrund der einschlägigen Bestimmungen des örtlichen Raumordnungskonzeptes verbleibt im Hinblick 

auf die Alternativenprüfung des Umweltberichtes kein wesentlicher Handlungsspielraum, da über die 

wenigen einzelnen Erweiterungsbereiche im privaten Interesse der jeweiligen Grundbesitzer hinaus, 

deren Umweltauswirkungen im Einzelfall geprüft wurden kein wesentlicher Eingriff in den 

Rechtsbestand vorgenommen wurde. 

Hinsichtlich der vorgenommen Änderungen wird auf den Erläuterungsbericht zur Fortschreibung des 

örtlichen Raumordnungskonzeptes bzw. auf den Umweltbericht verwiesen. 

Tabellarische Zusammenfassung der durchgeführten Änderungen des Verordnungsplanes im Zuge der 
zweiten Auflage bzw. der jeweiligen Umweltrelevanz: 

NR Bereich GST Fläche [m²] Umweltrelevanz 

1 Gewerbegebiet Klobensteinerstrasse 162/5 2400 gering 

Wiederaufnahme des Baubestandes des ursprünglich bereits als Gewerbe- und Industriegebiet 
gewidmeten Bereiches der Gp. 162/5 als entsprechendes Bauland für überwiegend gewerbliche- 
industrielle Nutzung mit dem Index G2, der Zeitzone Z1 und der Dichtestufe D2 in Verbindung mit der 
zwingenden Erlassung eines Bebauungsplanes. 

2 Hechl Staffenberg 2309/2, 
2315/6, 
2315/2, 2310/1 

876, 
611,100,1180 

keine 

Wiederaufnahme des im geltenden örtlichen Raumordnungskonzept als entsprechender baulicher 
Entwicklungsbereich für vorwiegend touristische Nutzung der Signatur T2, der Zeitzone ZA, der 
Dichtestufe D4 in Verbindung mit der zwingenden Erlassung eines Bebauungsplanes. 

3 Haunolter 478/1 361 keine 

Erweiterung des baulichen Entwicklungsbereiches zur Ermöglichung der Nachverdichtung im Bereich des 
Grundstücks 478/3 KG Kössen; 

5 Alm mit Jausenstation 2871/1 578 keine 

Der Bereich der gegenständlichen Almhütte wird als entsprechender baulicher Entwicklungsbereich 
einer Sondernutzung (Almhütte mit Jausenstation) der Signatur S20, der Zeitzone Z1 und Baudichtestufe 
D4 (Nutzungs- und strukturabhängige Baudichte) ausgewiesen. 

6 Dürnberger Bereich Friedhof 135/1 3371 keine 

Nunmehr soll auf Ansuchen des Grundeigentümers zur beabsichtigten Eigennutzung der nördliche 
Bereich als baulicher Entwicklungsbereich mit der Signatur K1 vorbehalten werden. 

7 Gewerbegebiet Hüttfeldstrasse 
Zeitzone 

244/7, 244/1, 
241/1, 241/5, 
244/8, 244/5, 
241/2, 244/3, 
244/12, 244/4, 
244/10, 244/9, 

22309 keine 
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241/4, 241/6, 
244/13, 231/3, 
244/6, 244/11, 
244/2 

aufgrund der bereits umgesetzten Flächenwidmung wird der gegenständliche bauliche 
Entwicklungsbereich des wohnverträglichen gewerblichen Entwicklungsbereiches Hüttfeldstrasse 
einheitlich mit der Zeitzone Z1 belegt  

8 De Romedis BR1 2178/5 856 keine 

auf Ansuchen der Grundeigentümerinnen soll anstelle der zwingenden Erlassung eines Bebauungsplanes 
die textliche Bauregel BR1 zur Anwendung kommen 

9 Rücknahme in Freihaltefläche 3284, 3282/3 793 positiv 

Der ursprünglich ausgewiesene bauliche Entwicklungsbereich im Zuge der Fortschreibung des örtlichen 
Raumordnungskonzeptes (Auflage 1) wird nunmehr wiederum als entsprechender Freihaltefläche 
ausgewiesen, zumal in den Stellungnahmen der betroffenen Umweltstellen eine bauliche Nutzung zwar 
als möglich jedoch als kritisch bewertet wurde 

10 Lendgasse 421/4, 426/4, 
421/5, 421/6, 
426/6, .985 

3655 keine 

anstelle der Festlegung des Index M3 soll auf Ansuchen der betroffenen Grundeigentümer nunmehr die 
Festlegung des Index M1 erfolgen 

11 Kitzbichler 3925/2, .267 902 positiv 

Nach Abklärung mit der Aufsichtsbehörde ist eine Änderung der landwirtschaftlichen Vorsorgefläche auf 
Grund des fehlenden öffentlichen Interesses nicht durchführbar. Es wird daher eine landwirtschaftliche 
Freihaltefläche mit Kennzeichnung der Vorsorgefläche ausgewiesen 

12 Obermoser-Kuen 313/2 607 gering 

zur Ermöglichung von Nachverdichtungsmaßnahmen im Bereich des Grundstücks 313/2 wird die Grenze 
unterschiedlicher Regelung der Bebauung unter Berücksichtigung des Grundstücksbestandes nach 
Westen verschoben 

13 Wandererparkplatz 2665 341 gering 

Nach entsprechender positiver Vorbeurteilung der Dienststelle der Wildbach und Lawinenverbauung 
soll im gegenständlichen Bereich ein naturnaher Wandererparkplatz errichtet werden 

14 Rücknahme R2 198 1962 positiv 

Rücknahme eines baulichen Entwicklungsbereiches auf Grund der beabsichtigten Änderung des 
Raumordnungsprogrammes der landwirtschaftlichen Vorsorgeflächen 

15 Reduktion des im Zuge der ersten 
Auflage vorgesehenen 
Siedlungsentwicklungsbereiches 
Mooslenz 

614/15, 
614/14, 614/12 

 positiv 

16 Berücksichtigung einer zwischenzeitlich 
durchgeführten Änderung des 
Örtlichen Raumordnungskonzeptes im 
Bereich des Heizwerkes Peternhof 

 Gp. 3013/1, 
3011 

3651 keine 

Flächengleiche Übernahme des entsprechenden baulichen Entwicklungsbereiches gemäß 
zwischenzeitlich durchgeführter Änderung des örtlichen Raumordnungskonzeptes 
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5 Zusammenfassung 
 
Die durchgeführten Änderungen beruhen im Wesentlichen auf einer bedarfsorientierten 

Wiederaufnahme der derzeit rechtskräftigen Ausweisung baulicher Entwicklungsbereiche und einer 

Überarbeitung der jeweiligen Dichtebestimmungen bzw. Zeitstufen und der erforderlichen Maßnahmen 

in den baulichen Entwicklungsbereichen sowie der Neuorganisation der Freihalteflächen auf Basis der 

durchgeführten naturkundefachlichen Begleitplanung.  

Darüber hinaus finden nur wenige meist geringfügige Überschreitungen bestehender Siedlungsgrenzen 

als Abrundungen bestehender Siedlungskörper statt, wobei deren Umweltverträglichkeit durch die 

zuständigen Umweltbehörden positiv geprüft wurde. 

In den potenziell durch Naturgefahren bedrohten Bereichen sind gemäß Festlegung in den baulichen 

Entwicklungsbereichen und den allgemeinen Festlegungen des Verordnungstextes vor Durchführung 

allfälliger Widmungen oder Bauführungen Maßnahmen in Abstimmung mit der jeweils zuständigen 

Behörde durchzuführen bzw. ergänzend dazu zwingend Bebauungspläne zu erlassen. 

Die Durchführung einer dritten Auflage ist nicht erforderlich, sodass die Verordnung in der Fassung der 

zweiten Auflage endgültig beschlossen werden kann. 

In Summe wurden keine wesentlichen Umweltauswirkungen festgestellt. 


